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Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung 

zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

über dic 

Soforthilfen  des  Bundes für  die  Ucwiihrung  von  lberbrtickungshilfen als 

Bi lligkcitsleistungen für  „Corona-Soforthilfen insbesondere  fair  kleine Unternehmen und 

Solosеlbständigс" 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch dic Scnatоrin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 

- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

beschließen folgende Anderung  der  Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von 

Soforthilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen fUr „Сorona-Soforthilfen insbesondere für 

kleine Untcrnchmcn und Solosсlbständigc"; 

In  Artikel  5  „Unterrichtung und Priifung" wird  in  Absatz  1,  Satr  3,  das Datum  „31.  März 

2021"  für dic Vorlage  des  Schlussberichts durch das Datum  „31.  Dezember  2021"  ersetzt. 

Die  Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung tritt  am Tag  nach dcr Unterzeichnung  in Kraft. 

Bremen,  den 15.02.21 Berlin,  ‚ifI  •3.  &( 
fUr das  Land  Bremen für dic Bundesrepublik  Deutschland 

Die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Der  Bundesminister íür 

Europa Wirtschaft und 1;цergie 
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2.  Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung 
zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

über  die 

Soforthilfen  des  Bundes für  die  Gewährung  von  Überbrückungshilfen als 
Billigkeitsleistungen für „ Corona-Soforthilfen insbesondere für kleine Unternehmen und 

Soloselbstständige" 

Die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch  die  Senatorin fzir Wirtschaft, Arbeit und Europa 
- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
- nachstehend „Bund" genannt - 

beschließen folgende Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von 
Soforthilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen für  „Corona-Soforthilfen insbesondere für 
kleine Unternehmen und Soloselbständige": 

In  Artikel  5  „Unterrichtung und Prüfung" wird  in  Absatz  1,  Satz  3,  das Datum  „31.  Dezember 
2021"  für  die  Vorlage  des  Schlussberichts durch das Datum  „30.  Juni  2022"  ersetzt. 

Die  Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung tritt  am Tag  nach  der  Unterzeichnung  in Kraft. 

Bremen,  15.06.2021 Berlin,  ,'  (о.  
für das  Land  Bremen für  die  Bundesrepublik  Deutschland 
die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Der  Bundesminister für 
Europa Wirtschaft und Energie 



Ergänzende Verwaltungsvereinbarung „erweiterte 

Novemberhilfe", „erweiterte Dezemberhilfe" und 

„1СJberbгйсkuпgshilfe  III" 
zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

über  die 

Gewährung  von Corona-Hilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistuñgen fdr kleine und 

mittelständische Unternehmen 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch  die  Senatorin íür Wirtschaft, Arbeit und Europa 

- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

• die  Bundesrepublik Déutschland 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes 
als Billigkeitsleistungen gemäß §  53  Bundeshaushaltsordnung  (BIO)  für  ;,Corona-
Überbrückungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen" sowie „erweiterte 
Novemberhilfe" und „erweiterte Dezemberhilfe". Das Programm wird durch  die  Länder 
ausgeführt. 

Prilanibel 

Die  erweiterte Novemberhilfe und  die  erweiterte Dezemberhilfe werden als freiwillige 
Zahlung gewährt, wenn Unternehmen, Soloselbständige und Angehörige  der  Freien Berufe 
aufgrund  der Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im 

November bzw. Dezember  2020 in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28. 

Oktober  2020  erhebliche Umsatzausfdllc erleiden. Für  die  erweiterte Dezemberhilfe gelten 
zudem  die  Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom  25.  November  2020  und  2.  Dezember 

2020  fdr  die  verlängerten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen bis zum  31. 
Dezember  2020. 

Die  Dritte  Phase der  Überbrückungshilfe (Förderzeitraum November  2020-Juni  2021) 
überschneidet sich mit  der  Zweiten  Phase der  Überbrückungshilfe (Förderzeitraum 

September-Dezember  2020)  sowie  der  November- und Dezemberhilfe und  der  erweiterten 
November- und Dezemberhilfe. 

Diese Verwaltungsvereinbarung eгg~n7t  in  diesem Sinne  die  bereits bestehende 

Verwaltungsvereinbarung zur Überbrückungshilfe sowie zur November- und Dezemberhilfe. 
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Artikel  1 

Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1) Die  gesundheitspolitisch notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung  der Corona-

Pandemie haben  in  verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollständigen 

Schließung  des  Geschäftsbetriebs gefiihrt. Ziel  der  Überbrückungshilfe ist  es  daher, 

Unternehmen,  die  aufgrund  der Corona-Pandemie hohe Umsatzeinbußen zu verzeichnen 

haben, für  die  Monate Juni  2020  bis Juni  2021  eine  in  drei Phasen gestaffelte, 

weitergehende Liquiditatshilfe zu gewälren und sie so  in der  Existenz zu sichern: 

a. Überbrückungshilfe-Erste  Phase  (Überbrückungshilfe  I)  betrifft  die.  Förderzeiträume 

Jurй bis August  2020; 

b. Übcrbrückungshilfe-Zweite  Phase  (Überbrückungshilfe  II)  betrifft  die 

Förderzeiträume September bis Dezember  2020; 

c. Überbrückungshilfe-Dritte  Phase  (Überbrückungshilfe  III)  betrifft  die 

Förderzeiträume November  2020  bis Juni  2021. Die  im Rahmen  der 

Überbrückungshilfe  III  mögliche einmalige Betricbskostenpauschale („Neustarthilfe") 

betrifft  den  Förderzeitraum Januar bis Juni  2021. 

Ziel  der  Novemberhilfe und  der  erweiterten Novemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur 

Kompensation  des  Umsatzausfalls  die  wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie 

von  Selbständigen zu sichern,  die in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom 

28.  Oktober  2020 von Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. 

Betriebseinschränkungen im November  2020  betroffen sind und deshalb erhebliche 

Umsatzausfälle erleiden. 

Ziel  der  ~ezernberhilfe und  der  erweiterten Dezemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur 

Kompensation  des  Umsatzausfalls  die  wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie 

von  Selbständigen zu sichern,  die in  Folge  der  Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom 

28.  Oktober  2020,  vom  25.  November  2020  und vom  2.  Dezember  2020 von  Coroná-

bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im Dezember  2020 

betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfälle erleiden. 

(4) Ein Anspruch auf  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistungen besteht nicht. Vielmehr 

entscheidet  die  Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

verfügbarer Haushaltsmittel. Mit Inkrafttreten  des  zweiten Nachtragshaushalts  2020  und 

des  Haushalts  2021  stellt  der  Bund über  die  Länder Haushaltsmittel im Einzelplan  60  zur 

Verfügung.  Die  Verteilung  der  Mittel erfolgt nach Bedarf. 

(5)Die  Vorbereitung  des  Antrags auf Überbrückungshilfe bzw. Novemberhilfe, 

Dezemberhilfe, erweiterte Novemberhilfe  und  erweiterte Dezemberhilfe erfolgt 

ausschließlich tiber ein Onlineportal, das  die  Antragsberechtigten bei  der  Antragstellung 

unterstützt. Für das  Portal,  durch  welches  das Ausfüllen  des  Antragsformulars  und  die 

Zusammenstellung  von  Unterlagen sowie eine Weiterleitung  an die  zuständige 

Bewilligungsstelle auf Landesebene erleichtert wird, ist das Bundesministerium für 

Wirtschaft  und  Energie (BMWi) datenschutzrechtlich gemäß  Art. 4  Nr.  7 2. HS  DS-GVO 

(2) 

(3) 
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verantwortlich. Zwecke und Mittel  der  Datenverarbeitung werden  in  dieser Vereinbarung 

wie folgt festgelegt:  Die  Zwecke  der  Datenverarbeitung sind  die  nutzerorientierte 

Assistenz bei  der  Ringabe  der  für  die  späteren Verwaltungsverfahren erforderlichen 

Daten,  die  Obermittlung  an die  zuständige Bewilligungsstelle sowie ein Rückkanal für  die 

Kommunikation und  die  Bereitstellung  der  Bescheide. Darüber hinaus sind  die  Zwecke 

der  Datenverarbeitung  die  Datenschutzkontrolle,  die  Datensicherung und  der 

Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes  der  Datenverarbeitungssysteme. Das 

Mittel  der  Datenverarbeitung ist das vorn BMWi für  den  Betrieb  des  Verfahrens 

eingesetzte System. 

Die  fachliche Prüfung  und  Bescheidung  der  Anträge erfolgt ebenfalls online  in den  sog. 

Fachverfahren  der  Bewilligungsstellen auf Länderebene. Für dieses eigentliche 

Verwaltungsverfahren sind  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  nach  Art. 4  Nr.  72.  IIS 

DS-GVO datenschutzrechtlich verantwortlich. Zwecke  und  Mittel  der  Datenverarbeitung 

werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt: Zweck  der  Datenverarbeitung ist  die 

Ausilib ung  des den  Bewilligungsstellen  der  Länder  in  dieser Vereinbarung zugewiesenen 

Programms  der  Gewährung  der  Soforthilfen  des  Bundes als „Oberbrückungshilfen", 

„Novemberhilfen", „Dezemberhilfen", „erweiterte Novemberhilfen"  und  „erweiterte 

Dezemberhilfen Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das  von  Bewilligungsstellen für 

den  Betrieb  des  Verfahrens eingesetzte System. 

Artikel  2 

Verwendung  der  Mittel 

(la) Die  Mittel  des  Bundes sind flir Oberbrückungshilfen-Erste  Phase  (Förderzeitraum Juni 

bis August  2020) an  Unternehmen aller Branchen, einschließlich  der  landwirtschaftlichen 

Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den  Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) 

qualifizieren,  an  Soloselbständige und selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im 

Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz  in den  Monaten April und  Mai 2020 

zusammengenommen um mindestens  60  % gegenüber April und  Mai 2019 

zurückgegangen ist. Bei Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  April  2019  und dem  31. 

Oktober  2019  gegrtindet worden sind, sind statt  der  Monate April und  Mai 2019 die 

Monate November und Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen.  Die  Mittel sind als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BIO  zur Finanzierung  von  fortlaufenden betrieblichen 

Fixkosten  der  Antragstellenden vorgesehen. 

(lb)Die Mittel  des  Bundes sind  fair  Oberbrückungshilfen-Zweite  Phase  (Förderzeitraum 

September bis Dezember  2020) an  Unternehmen aller Branchen, einschließlich  der 

landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht  fair den 

WirtschaftsstabilisierLmgsfonds (WSF) qualifizieren,  an  Soloselbständige und 

selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz 

entweder im Zeitraum April bis August  2020 in  zwei zusammenhängenden Monaten um 

mindestens  50  % gegenüber  den  jeweiligen Vorjahresmonaten zurückgegangen ist oder 

im Durchschnitt.  in den  Monaten April bis August  2020  gegenüber dem 
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Vor]ahreszeitraum um mindestens  30  % eingebrochen ist.  Die  vorgenannten 

Bedingungen  des  Umsatzrtickgangs gelten nicht für Unternehmen,  die  aufgrund  von 

starken saisonalen Schwankungen ihres Geschäfts im Zeitraum April bis August  2019 

zusammen weniger als  15  %  des  Jahresumsatzes erzielt haben. Bei Unternehmen,  die 

nach dem  1.  Juli  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  % statt  der  Monate April bis August  2019 die  Monate November und 

Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen. Bei Unternehmen, dic nach dem 

1.  September  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  %  in den  Monaten September bis Dezember  2020 die  Monate 

November  2019  bis Februar  2020  zum Vergleich heranzuziehen. Unternehmen,  die  nach 

dem  31.  Oktober  2019  neu gegründet worden sind, sind nicht antragsberechtigt.  Die 

Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Finanzierung  von  fortlaufenden 

betrieblichen Fixkosten  der  Antragstellenden vorgesehen. 

(le) Die  Mittel  des  Bundes sind für  die  Novemberhilfe und  die  erweiterte Novemberhilfe  an 

alle Unterlehmen (auch öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigen, Vereinen 

und Einrichtungen vorgesehen,  die die  folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle 

Unternehmen und Soloselbstständigen,  die  auf Grundlage  der  erlassenen 

sehließlmgsverordnungen  der  Länder  in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern 

vom  28.  Oktober  2020 den  Geschaftsbetrieb einstellen mussten (direkt betroffene 

Unternehmen) sowie alle Unternehmen und Soloselbstständigen,  die  nachweislich und 

regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze mit direkt  von  dén o.g. Maßnahmen 

betroffenen Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt 

sind auch Unternehmen und Soloselbstständige,  die  regelmäßig mindestens  80  % ihrer 

Umsätze durch Lieferungen und Leistungen im Auftrag direkt  von der  Maßnahme 

betroffener Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. 

Diese Antragstellenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der 

Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage  der  Ziffer  5  bis  8 des  vorgenannten 

Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im 

November  2020  erleiden. Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden als 

diiekt betroffene Unternehmen angesehen.  Die  Mittel werden als Billigkeitsleistungen 

nach §  53  BIIO zur Kompensation  der  Umsatzausfälle gewährt. 

(1d) Die  Mittel  des  Bundes sind für  die  Dezemberhilfe  und  die  erweiterte Dezemberllfe  an 

alle Unternehmen (auch öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigere, Vereinen 

und  Einrichtungen vorgesehen,  die die  folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle 

Unternehmen  und  Soloselbstständigen,  die  auf Grundlage  der  erlassenen 

schlieBungsverordnungen  der Lander in  Folge  der  Beschlüsse  von  Bund  und  Ländern 

vom  28.  Oktober  2020,  vom  25.  November  2020  und  vom  2.  Dezember  2020 den 

Geschaftsbetrieb im Dezember  2020  einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) 

sowie alle Unternehmen  und  Soloselbststandigen,  die  nachweislich  und  regelmäßig 

mindestens  80  % ihrer Umsatze  mit  direkt  von den  o.g. Maßnahmen betroffenen 

Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch 

Untérnehmen  und  Soloselbstständige,  die  regelmüßig mindestens  80  % ihrer Umsatze 
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durch Lieferungen und Leistungen im Aufirag direkt  von der  Maßnahme betroffener 

Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. Diese 

Antragstcllenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der 

Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage  der  Ziffern  5  bis  8 des  vorgenannten 

Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im 

Dezember  2020  erleiden. Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstatten werden als 

direkt betroffene Unternehmen angesehen.  Die  Mittel werden als Billigkeitsleistungen 

nach §  53  BIO  zur Kompensation  der  Umsatzausfälle gewährt. 

(le) Die  Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-Dritte  Phase  (Förderzeitraum 

November  2020  bis Juni  2021) an  Unternehmen aller Branchen, einschließlich  der 

landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit ihr Umsatz  in Deutschland  im Já1й  2020 750 

Mio.  Euro  nicht übersteigt,  an  Soloselbständige und selbständige Angehёгige  der  Freien 

Berufe im Haupterwerb zur Sicherung  der  wirtschaftlichen Existenz vorgesehen,  die 

unmittelbar und mittelbar  Corona-bedingte erhebliche Umsatzausfälle erleiden. 

Unternehmen,  die in  einem Monat einen Umsatzeinbruch  von  mindestens  30  % im 

Vergleich zum Referenzmonat im Jahr  2019  erlitten haben, können eine Förderung im 

Rahmen  der  fördeгfliыgеn Maßnahmen  der  iberbrückungshilfe.  III fair den  betreffenden 

Monat beantragen. Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  Januar  2019  und dem  30.  April 

2020  gegrtindet worden sind, können als Vergleichsumsatz wahlweise  den 

durchschnittlichen monatlichen Umsatz  des  Jahres  2019  heranziehen,  den 

durchschnittlichen Monatsumsatz  der  beiden Vorkrisenmonate Januar und Februar  2020 

oder  den  durchschnittlichen Monatsumsatz  in den  Monaten Juni bis September  in  Ansatz 

bringen. Alternativ können diese Unternehmen bei  der  Ermittlung  des  notwendigen 

Referenzumsatzes auf  den  monatlichen Durchschnittswert  des  geschätzten 

Jalresumsatzes,  der  bei  der  erstmaligen steuerlichen Erfassung beim zuständigen 

Finanzamt im „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung" angegeben wurde, abstellen. Für 

solche jungen Unternehmen ist  die  Gesamtsumme  der  Förderung  in den  Grenzen  der 

einschlägigen Kleinbeihilfenregeluпg auf  max. 1.800.000  Euro  begrenzt. Unternehmen, 

die  November-/Dezemberhilfe erhalten, sind fiir diese beiden Monate nicht . 

antragsberechtigt.  Die  Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Sicherung 

der  wirtschaftlichen Existenz und zur Finanzierung  von  fortlaufenden betrieblichen , 

h"ixkosten der.Antragstellendern vorgesehen. 

Für Soloselbststandigе wird für  den  Förderzeitraum Januar bis Juni  2021  eine einmalige 

Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe")  in  Höhe  von 50  %  des  sechsmonatigen 

Referenzumsatzes  in  einer Gesamthöhe bis zu  7.500  Euro  gewahrt, sofern keine sonstigen 

Fixkosten  in der  Оberbг 1сКungshilfe  III  geltend gemacht werden.  Die  Mittel sind.als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Sicherung  der  wirtschaftlichen Existenz  der 

Antragstellenden vorgesehen. 

(2)  Das  Land  Bremen beachtet beim Vollzug  der in  Artikel  1  Absatz  1, 2  und  3  genannten 

Hilfsprogramme  die  Vorgaben  des  Bundes.  Die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der 

. Billigkeitsleistung,  die  höhe  der  Billigkeitsleistung und weitere Einzelheiten zu  den 
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Billigkeitsleistungen ergeben sich aus  der  Anlage „Vollzugshinweise". Bund  und Länder 

stimmen zudem gemeinsame  FAQ  ab. 

(3) Leistungen nach §  53  BHO aus dem Bundesprogranim „Согоna-Soforthilfen für 

Kleinunternehmen und Solоsclbständige" oder aus  den  dieses Bundesprogramm 

ergänzenden Soforthilfeprograrn ncn  der  Länder werden anteilig auf  die 

lberbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum, für  den  Soforthilfe gezahlt wird, 

sich mit dem Zeitraum,  fi r den  Überbrückungshilfe gezahlt wird, überschneidet. 

(4) Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die  Hilfen im 

Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf  die 

Überbriickungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum und  der  Leistungszweck dieser 

Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck  der  Überbrückungshilfe 

überschneiden. Leistungen aus  der  zweiten  Phase der  Überbrückungshilfe werden auf 

Leistungen  der  dritten  Phase der  Überbriickungshilfe angerechnet, sofern sie für  den 

selben Förderzeitraum erfolgen. 

(5) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

Hilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Novemberhilfe bzw.  die  erweiterte Novemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum 

dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum  der  Novemberhilfe bzw.  der  erweiterten 

Novemberhilfe tberschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der  Erstattung  von 

Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeittaum auf dic Leistungen  der 

Novemberhilfe bzw.  der  erweiterten Novemberhilfe angerechnet. 

(6) Gleichartigе Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

Hilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Dezemberhilfe bzw.  der  erweiterten Dezemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum 

dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum  der  Dezemberhilfe bzw.  der  erweiterten 

Dezemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der  Erstattung  von 

Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeitraum auf  die  Leistungen  der 

Dezemberhilfe angerechnet. 

Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  und  der  Novemberhilfe bzw.  der 

erweiterten Novemberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie für denselben 

Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für  die der  Überbriickungshilfe  (2. 

Phase)  und  anschließend ein Antrag auf Novemberhilfe bzw. erweiterte Novemberhilfe 

gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  fzir November  2020 

beantragten Zuschüsse bei  der  Antragstellung für Novemberhilfe bzw. erweiterte 

Novemberhilfe entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Novemberhilfe bzw. 

erweiterte Novemberhilfe  und  anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe  (2. 

Phase)  gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Novemberhilfe bzw. erweiterte Novemberhilfe 

beantragten Zuschüsse bei  der  Antragstellung  fir die  Überbrückungshilfe  (2. Phase) 

entsprechend anzugeben. 

(7) 



7 

(8)Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  und  der  Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

Dezemberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie  fir  denselben 

Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für  die  Überbrückungshilfe  (2. Phase) 

und  anschließend ein Antrag auf Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe gestellt, 

sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  fiir Dezember  2020  beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung für Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe 

entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

Dezemberhilfe  und  anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe  (2. Phase)  gestellt, 

sind  die  im Rahmen  der  Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung  fair die  iberbrückungshilfe  (2. Phase)  entsprechend 

anzugeben. Eine Inanspruchnahme  von  Leistungen für  den  Monat November  und 

Dezember ist nur alternativ entweder aus dem Programm  der  erweiterten  und  bisherigen 

Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe oder aus dem Programm  der  dritten  Phase der 

Überbrückungshilfe möglich. 

(9)Zuschussprogramme  der  Länder oder  der  Kommunen (wie z.B. Zuschlage auf  die 

Neustarthilfe) werden nicht auf  die  Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 

angerechnet, falls  der  Fördertatbestand derselbe ist. Eine Anrechnung  der 

Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") auf weitere  Corona-bedingte 

Zuschussprogramme  der  Länder oder  der  Kommunen findet nur dann statt, wenn sich 

Förderzweck und Förderzeitraum überschneiden und sich ohne  die  Anrechnung eine 

Überförderung ergeben würde. 

Artikel  Э 

Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1)  Die  Länder werden ermächtigt,  die  Bundesmittel für zu erwartende Zahlungen  der 

Billigkeitsleistungen  in den  Haushaltsjahren  2020  und  2021  selbstständig aus dem 

Bundeshaushalt abzurufen. Dieser Abruf darf  in  Höhe  der  voraussichtlichen Zahlungen 

erfolgen.  Die  Höhe  der  geplanten Abrufe sind dem Bundesministerium für Finanzen  per 

E-Mail  an  Iiquiditaet@hmf.bund.de  mindestens drei Tage vor Abruf mitzuteilen.  Der 

letztmögliche Abruf  der  Bundesmittel für  die  Länder muss für  die  Überbrückungshilfe  I 

bis zum  15.  Dezember  2020  erfolgen. Für  die  Überbrückungshilfe  II  und  die 

Novemberhilfe sollte  der  Abruf für  die  Bundesmittel bis zum  15.  Dezember  2020 

erfolgen, muss jedoch spätestens bis zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. Für  die 

Dezemberhilfe,  die  erweiterte November- und Dezemberhilfe,  die  Überbrückungshilfe  II 

muss  der  Abruf für  die  Bundesmittel spätestens bis zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. 

Das  Land  Bremen wendet bei  der  Mittelvergabe das geltende Haushaltsrecht  des Landes 

an. 

(2)Das  Land  Bremen leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzüglich 

nach Bewilligung  an  die/den Leistungsempfänger/in weiter. Vollständig rückzuzahlende 

Mittel aus Programmen  der  Länder (bspw. Darlehen), mit denen Leistungen  der 

Überbrückungshilfe  ш  teilweise vorfinanziert werden, sind  von der  Pflicht zur 

Anrechnung ausgenommen, sofern das  Land  dafiir Sоrge trägt, dass alle 

beihilferechtlichen Vorschriften eingehalten werden, das Risiko  der  Vorfinanzierung 
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vollständig beim  Land  bzw.  der  beauftragten Einrichtung liegt und keine 

Misch{ïnanziеruпg zwischen Bund und  Land  entsteht. 

(3)  Das  Land  Bremen hat Tiber  die  vorn Bund  in  Anspruch genommenen Mittel innerhalb 

einer Frist  von  sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu Legen. 

Artikel  4 

Vollzug 

Die  Maßnahmen werden vorn  Land  Bremen oder einem durch das  Land  beauftragten 

Dritten vollzogen. Bei Abwicklung  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 

Dritter bedienen. 

Zuständig fiir  die  Bewilligung und Auszahlung  der in  Artikel  1  Absatz  1, 2  und  3 

genannten Hilfsprogramme  des  Bundes als Billigkeitsleistung nach §  53  BIII sind  die 

von den  Ländern gemäß Absatz  1.  hierfiir benannten Stellen (Bewilligungsstellen).  Die 

für  die  Bewirtschaftung erforderlichen Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  band 

zur Verfügung gestellt. 

(3) Die  Antragstellung für  die in  Artikel  1  Absatz  1 a)  und  b)  genannten Hilfsprogramme 

erfolgt ausschließlich durch einem n  von  der/dein Antragstellenden beauftragte/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftspriifer/in, vereidigte/n Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-

 

anwältin. . 

Die  Antragstellung für  die in  Artikel  1  Absatz  1  с)  genannte l)berbrüсkungshilfe  III 

erfolgt ausschließlich durch eine/n  von  der/dem Antragstellenden beдuftrаgtе/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftspriifer/in, vereidigten Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-

anwältin, wenn  es  sich nicht  urn  eine Antragstellung für eine Betriebskostenpauschale 

(„Neustarthilfe") handelt. 

Bei  der in  Artikel  1  Absatz  1 c)  genanten Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 

erfolgt  die  Antragstellung ausschließlich direkt. 

Bei  den  Anträgen fiir  die  ÜberbгUсkungshilfc  III  erfolgt bei Direktanträgen  von 

Soloselbständigen auf Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") eine automatische 

Identifizierung  der  Antragstellenden und Piiifung  der  Anträge.  Die  automatische Prüfung 

und Bescheidung  der  Anträge erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen  der  Länder auf Basis 

der  vorn Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt  es  sich um einen vollständig 

automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen 

Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der  Prtifung werden vorn Bund 

im Benehmen seit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird automatisiert nach  der 

automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren  der  Länder durch  den  Bund 

geleistet.  Die  Länder übernelinen für  die  vom Bund bereitgestellten Daten keine 

Haftung. 

(1) 

(2) 
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Bei  der in  Artikel  1  Absatz  2  genannten Novemberhilfe sowie  der in  Artikel  1  Absatz  3 

genanten Dezemberhilfe sind Soloselbstständige bis zu einem Förderhöchstsatz  von 

5.000  Euro  unter besonderen Ident1 ziеrungspflichten direkt antragsberechtigt. 

Dic Antragstellung  fair die  Novemberhilfe und Dezemberhilfe erfolgt ausschließlich 

durch einem  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n Steuerberater/in, 

Wirtschaftsprtifer/in, vereidigte/n Buçhprüfer/in oder Rechtsanwalt/-anwältin, wenn cinе 

der  unter Ziffern  a)  bis  c)  genannten Voraussetzungen vorliegt: 

a) Die  höhe  der  zu beantragenden Billigkeitsleistung überschreitet  den  Betrag  von 5.000 

Euro, 

b) Die/der Antragstellende hat bereits Oberbrtickungshilfe beantragt, 

c) Bei  den  Antragstellenden handelt  es  sich nicht um Soloselbstständige. 

Ebenso erfolgt  der  Antrag  der  erweiterten Novemberhilfe und  der  erweiterten 

Dezemberhilfe ausschließlich durch eine/n  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n Buchprtifer/in oder Rechtsanwalt/-

anwältin. 

Bei  den  Antragen für  die  Novemberhilfe und  die  Dezemberhilfe eifolgt bei 

Direktanträgen  von  Soloselbständigeп bis zu einem Förderhöchstsatz  von 5.000  Euro  eine 

automatische Identifizierung  der  Antragstellenden und Prüfung  der  Anträge.  Die 

automatische Prüfung und Bescheidung  der  Anträge erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen 

der  Länder auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt  es  sich um 

einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen 

Verwaltungsverfabrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der  Priifung werden vom Bund 

im Benehmen mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird automatisiert nach  der 

automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren  der  Länder durch  den  Bund 

geleistet.  Die  Länder t'bernehmen für  die  vom Bund bereitgestellten Daten keine 

Haftung. 

Bei  der  Ausgestaltung  des  Antragsverfahrens  und  der  Antragsprüfung ist das  Land 

Bremen für angemessene  und  effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch 

und  für  die  Einhaltung  der  datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich.  Die 

Bewilligungsstelle stimmt sich dabei soweit erforderlich  mit  weiteren Behörden, 

beispielsweise  mit  der  Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen für  IT-Sicherheit  und 

dem Landeskriminalamt,  ab. 

Die  Bewilligungsstellen entscheiden, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gewаb ung  der 

Billigkeitsleistung vorliegen sowie über deren Höhe, außer  in  Fällen,  in  denen eine 

automatische Verarbeitung erfolgt. Dabei dürfen  die  Bewilligungsstellen auf  die  im 

Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit  es  keine Anhaltspunkte für 

Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit  der  Angaben gibt. Bei  der  Überbrückungshilfe  I 

und  der  Überbrückungshilfe  I  sind das  Land  oder  die  Bewilligungssteцеn verpflichtet, 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  5  % aller Leistungsempfänger/innen 

durchzufihren. 

Bei  der  Novemberhilfe sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet, bei direkt 

gestellten Antragen stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  1  %  der 
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Leistungsempfänger/innen durchzufdhen und bei tiber prüfende Dritte gestellten 

Anträgen bis  20.000  Euro  stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  5  %  der 

Leistungsempfängеr/innen durchzuftlbren. Bei allen Anträgen tiber  20.000  Euro  und bis 

zu einer  Million  Euro  sind bei  der  Novemberhilfe und  der  erweiterten Novemberhilfe 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  30% der  Leistungsempfänger/innen 

durchzuführen. 

Bei  der  Dezemberhilfe sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstcllen verpflichtet bei 

gestellten Anträgen bis einschließlich  20.000  Euro  stichprobenartige Kontrollen bei 

mindestens  10% der  Leistungsempfänger/innen durcbzufdbren. Bei Anträgen  von  über 

20.000  Euro  und bis zu einer  Million  Euro  sind  in der  Dezemberhilfe und  der  erweiterten 

Dezemberhilfe stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  30  %  der 

Leistungsempfänger/innen duuchzufülen. Alle Anträge mit einem Volumen ab  1 Million 

Euro  müssen durch  die  Bewilligungsstellen einzeln geprüft werden. Dartiberhinaus sind 

das  Land  oder  die  Bewilligungsstellen bei  der  erweiterten November- und Dezemberhilfe 

verpflichtet, alle Anträge,  die  auf  der  beihilferechtlichen Grundlage  der  Bundesregelung 

Novemberhilfe/Dezemberhilfe vom  07.01.2021  gestützt sind, einzeln zu prüfen. 

Bei  der  Überbrückungshilfe  III,  einschließlich  der  Neustarthilfe, sind das  Land  oder  die 

Bewilligungsstellen verpflichtet, bei gestellten. Anträgen bis  20.000  Euro  stichprobenartige 

Kontrollen bei mindestens  10% der  Leistungsempfänger/innen durchzuführen. Bei 

Anträgen  von  über  20.000  Euro  sind bei  der  Überbrückungshilfe  II  stichprobenartige 

Kontrollen bei mindestens  30  %  der  Leistungsempfänger/imien durchzutlib en.  Über  die 

regulären Stichproben im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  III  hinaus sind bei allen 

Anträgen mit Teilwertabschreibungen über  1.000.000  Euro  Kontrollen durch  die 

Bewilligungsstellen  der  Länder zwingend vorgeschrieben.  Die  Kontrollen sind Bestandteil 

eines Internen Kontrollsystems bzw. Risikomanagementsystems  der  Bewilligungsstellen 

und dienen dazu dic haushaltswirtschaftlichen Risiken  des  Bundes zu begrenzen. 

(5)Sofern  der  Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen  der in  Artikel  l 

Absatz  1, 2  und  3  genannten Hilfsprogramme bewilligt wird, wird ein 

Bewilligungsbescheid erlassen.  In  dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, 

dass  es  sich um Mittel  des  Bundes handelt. . 

(6)  Nach Abschluss  des  Leistungszeitratns  und  Eingang  der  Unterlagen tiberprafen dic 

Bewilligungsstellen auf  der  Grundlage  der  für  die.  Schlussabrechnung  der  ausgezahlten 

Billigkeitsleistung erstellten Bestätigung der/des Steuerberaters/-berateгin, 

Wirtschaftsprtifers/-prüferin, vereidigten Buchprüfers/-prüferin oder 

Rechtsanwalts/anwä1tin für jeden Antrag folgendes: 

a) das Vorliegen  der  Voraussetzungen  fir die  Gewährung  der  Billigkeitsleistung, 

b) die  Höhe  und  Dauer  der  Billigkeitsleistung sowie 

c) eine etwaige Überkompensation. . 

Nach  Art. 2  dieser VV sind zu viel gezahlte Leistungen zurückzufordern.  Die 

Bewilligungsstelle prüft  die  inhaltliche Richtigkeit  der  Bestätigung der/des 

Steuerberaters/-bеraterin, Wi tschaftsprtifers/-prüferin, vereidigten Buchprüfers/-priifcrin 

oder Rechtsanwalts/-anwältin  und  der  für  die  Bewilligung  der  Billigkeitsleistung 

maigeblichen Versicherungen  des  Antragsstellenden stichprobenartig  und 

verdachtsabhängig nach. . 
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Dic Begünstigten  der  Neustarthilfe werden bei Beantragung zu einer Endabrechnung 

durch SеlbstpгΡiifung nach Ablauf  des  Förderzeitraums bis spätestens  30.  September  2021 

verpflichtet. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind Einnahmen aus nichtselbstständiger 

Arbeit— sofern vorhanden — zu  den  Umsätzen aus selbständigen Tätigkeiten. zu addieren. 

Der  Bewilligungsstelle sind anfallende Rückzahlungen bis zum  31.  Dezember  2021 

unaufgefordert mitzuteilen und nach Bescheid  an die  zuständige Stelle zu Uberweisen. 

(7) Antragsberechtigte  der  Novemberhilfe  und  der  Dezemberhilfe,  die  ihren Antrag  über 

eine/ prüfende/n Dritteln stellen, erhalten als Vorauszahlung auf  die  endgtiltige 

Förderung durch  die  Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung  in  Höhe  von 50  %  der 

beantragten Fördеrung, jedoch höchstens  50.000  Euro.  Antragsberechtigte  der 

йbеrbгΡ tickungshilfe  II, die  ihren Antrag  über  einem n  pr  fende/n Dritteln stellen, erhalten 

bei ihrem Erstantrag als Vorauszahlung auf  die  endgültige Förderung durch  die 

Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung  in  Höhe  von 50  %  der  beantragten Förderung, 

jedoch höchstens  100.000  Éuro für einen Monat.  Bis  zur vollständigen Einhaltung  der 

haushaltsrechtlichen Bestinnungen ist  die  Kassensicherheit auf andere  Art  und  Weise 

sicherzustellen. Dic automatische Prtifung  und  vorläufige Bescheidung  der  Anträge 

erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten 

Daten. Dabei handelt  es  sich um einen vollständig automatisierten Erlass eines 

Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen Verwaltungsveifahrensgesetze  der  Länder.  Die 

Kriterien  der  Prifung werden vorn Bund im Benehmen  mit  den  Ländern festgelegt.  Die 

Zahlung wird automatisiert nach  der  automatischen Prufung  und  Bescheidung im 

Fachverfahren  der  Länder  durch  den  Bund geleistet.  Die  Länder  übernehmen für  die  vom 

Bund bereitgestellten Daten keine Haftung. 

Artikel  5 

Unterrichtung und Prüfung 

Der  Bund ist über  die  beabsichtigten MaBnalinen  des Landes  zu  den in  Artikel  1  Absatz 

1, 2  und  3  genannten Hilfsprogrammen, einschließlich eventueller Richtlinien und 

Erlautcrungen  des Landes  oder деr/des durch das  Land  beauftragten Dritten zu  den 

Oberbrtickungshilfcn, zeitnah zu unterrichten: Grundlegende Fragen,  die  für  die 

Durchführung  der  oben genannten Hilfsprogramme  relevant  sind, insbesondere zur 

Auslegung dieser Verwaltungsvereinbarung und  der  Vollzugshinweise, werden durch alle 

Budеsländer koordiniert und gemeinsam  an den  Bund herangetragen und sollen 

verbindlich für alle Länder beantwortet werden. Dabei soll soweit möglich ein zwischen 

den  Länderei abgestimmter Vorschlag zur Lösung  der  Frage unterbreitet werden. 

(2)  Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom  Land in  einem vom Bund 

vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben über  die  Anzahl  der  gestellten und bewilligten 

Antrage (auch differenziert nach Branchen) vorzulegen.  Dies  gilt nicht lir. Länder,  die am 

gemeinsamen Fachverfahren teilnehmen. Alle Länder haben dem Bund  in  einem vom 

Bund vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben ztir Höhe  der  bewilligten und 

ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen über  den  Mittelabfluss vorzulegen. Bei Bedarf 

kann  der  Bund ergänzende Angaben verlangen. Nach Beendigung  der  Maßnahmen 

(1) 
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übersendet das  Land  Bremen dem Bund bis spätestens  31.  Dezember  2022  einen 

schlussbéricht über  die  Durchführung  der  Maßnahmen sowie  die  IIöhe  der  zugewiesenen 

und verausgabten Bundes- und Landesmittel. Aufgrund seiner Berichtspflichten kann  der 

Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit beihilferechtliche oder 

europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Anfiagen  dies  erfordern. 

(3)Das  Land  Bremen verpflichtet sich, stichprobenartig und verdachtsaЫ iängig Prüfungen 

gemäß Artikel  4  Absatz  4  durchzuführen und dem Bund im Leistungszeitraum monatlich 

die  Prüfungsmitteilungen zuzusenden. 

(4)Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte können bei  den 

Dienststellen  des Landes  Bremen,  die  mit  der  Bewirtschaftung  der  Bundesmittel befasst 

sind, sowie bei allen sonstigen Stellen,  die  das  Land  Bremen bei  der  Weitergabe  der 

Mittel eingeschaltet hat, prüfen. Dieses Prüfungsrecht besteht auch gegenüber der/dem 

Leistungsempfänger/in und ist im Bewilligungsbescheid aufzunehmen. 

(5)Die  Länder tragen daftir sorge, dass alle aus  der  Gewährung  der  Überbrückungshilfe 

sowie  der  November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterten November- und Dezemberhilfe 

resultierenden Berichtspflichten erfüllt werden. 

Artikel  б 

Rückzahlung  von  Mitteln 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zuriickzuübeгweisen. Beträge,  die 

aufgrund verwaltungsveifahrensrechtlicher Regelungen zuгйсkzufordern sind und 

zurtickgezahlt wurden, sind vom  Land  Bremen ebenfalls zu vereinnahmen und  der  auf  den 

Bund entfallende Anteil einschließlich etwaig erhobener Zinsen  an den  Bund zu erstatten. 

Artikel  7 
steuerrechtliche Hinweise 

Die  als Überbrückungshilfe sowie als November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

November- und Dezemberhilfe unter  den  vorstehenden Voraussetzungen bezogenen 

Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach  den  allgemeinen steuerrechtlichen Regelungen 

im Rahmen  der  Gewinn- oder Überschussermittlung zu berücksichtigen. 

Die  Bewilligungsstelle informiert elektronisch  die  Finanzbehörden  von  Amts wegen über  die 

einer/einem Lеishingsempfänger/in jeweils gewäьгte Billigkeitsleistung; dabei sind dic 

Vorgaben  der  Abgabenordmmg,  der  Mittcilungsverordnung sowie etwaiger anderer 

steuerrechtlicher Regelungen zu beachten. Für Zwecke  der  Festsetzung  von 

steuervorauszahlungen sind  die  Überbrückungshilfe sowie  die  November- und Dezemberhilfe 

bzw. erweiterte November- und Dezemberhilfe nicht zu berücksichtigen. Als echte Zuschüsse 

sind  die  Überbrückungshilfe sowie  die  November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

November- und Dezemberhilfe nicht ansatzsteuerbar. 
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In  Ve,r~étung 

ven  i  e 

-Staatsrat-
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Artikel  8 

Inkrafttreten 

Die  Бrgänzende Verwaltungsvereinbarung tritt rtickwiгkсnd zum  1.  November  2020 in Kraft. 

Bremen,  den 15.0121 

für das  Land  Bremen 

Die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und 

Eisopa  

Berlin, .  3 -w  
für  die  Bundesrepublik  Deutschland 

Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie 



Ergänzende Verwaltungsvereinbarung „erweiterte 

Novemberhilfe", „erweiterte Dezemberhilfe" und 

„Überbrückungshilfe  III" 

zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

über  die 

Gewährung  von Corona-Hilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen für kleine und 

mittelständische Unternehmen 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und. Europa 

- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes 

als Billigkeitsleistungen gemäß §  53  Bundeshaushaltsordnung  (BIO)  für „Corona-

iberbriickungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen" sowie „erweiterte 

Novemberhilfe" und „erweiterte Dezemberhilfe". Das Programm wird durch  die  Länder 

ausgeführt. 

Präambel 

Die  erweiterte Novemberhilfe und  die  erweiterte Dezemberhilfe werden als freiwillige 

Zahlung gewährt, wenn Unternehmen, Soloselbständige und Angehörige  der  Freien Berufe 

aufgrund  der Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im 

November bzw. Dezember  2020 in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28. 

Oktober  2020  erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Für  die  erweiterte Dezemberhilfe gelten 

zudem  die  Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom  25.  November  2020  und  2.  Dezember 

2020  für  die  verlängerten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen bis zum  31. 

Dezember  2020. 

Die  Dritte  Phase der  Überbrückungshilfe (Förderzeitraum November  2020-Juni  2021) 

überschneidet sich mit  der  Zweiten  Phase der  Überbrtickungshilfe (Förderzeitraum 

September-Dezember  2020)  sowie  der  November- und Dezemberhilfe und  der  erweiterten 

November- und Dezemberhilfe. 

Diese Verwaltungsvereinbarung ergänzt  in  diesem Sinne  die  bereits bestehende 

Verwaltungsvereinbarung zur Überbrückungshilfe sowie zur November- und Dezemberhilfe. 
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Artikel  1. 

Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1) Die  gesundheitspolitisch notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung  der Corona-

Pandemie haben  in  verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollständigen 

Schließung  des  Geschäftsbetriebs gcftihrt. Ziel  der  Überbrückungshilfe ist  es  daher, 

Unternehmen,  die  aufgrund  der Corona-Pandemie hohe Umsatzeinbußen zu verzeichnen 

haben, für  die  Monate Juni  2020  bis Juni  2021  eine  in  drei Phasen gestaffelte, 

weitergehende Liquiditätshilfe zu gewähren und  sic  so  in der  Existenz zu sichern: 

a. Überbrckungshilfe-Erste  Phase  (Überbrückungshilfe  I)  betrifft  die  Förderrciträuшс 

Juni bis August  2020; 

b. Überbrückungshilfe-Zweite  Phase  (Überbrückungshilfe  II)  betrifft  die 

FÖrderzciträurc September bis Dezember  2020; 

c. Überbrückungshilfe-Dritte  Phase  (ilberbriickungshilfe  III)  betrifft  die 

Förderzeitraиmс November  2020  bis Juni  2021. Die  im Rahmen  der 

Überbrückungshilfc iI mögliche einmalige Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 

betrifft  den  Förderzeitraum Januar bis Juni  2021. 

(2) Ziel  der  Novemberhilfe und  der  erweiterten Novemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur 

Kompensation  des  Umsatzausfalls dic wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie 

von  Selbständigen zu sichern,  die in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom 

28.  Oktober  2020 von Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. 

Betriebseinschrлnkungen im November  2020  betroffen sind und deshalb erhebliche 

Ulnsatrausi lle erleiden. 

(3) Ziel  der  Dezemberhilfe und  der  erweiterten Dczemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur 

Kompensation  des  Umsatzausfalls dic wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie 

von  Selbständigen zu sichern, dic  in  Folge  der  Bcschltisse  von  Bund und Ländern vom 

28.  Oktober  2020,  vom  25.  November  2020  und vom  2.  Dezember  2020 von Corona-

bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseiñschränkungеn im Dezember  2020 

betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfalle erleiden. 

(4) Ein Anspruch auf  die  Gewahrung  der  Billigkeitsleistungen besteht nicht. Vielmehr 

entscheidet dic Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

verfügbarer Haushaltsmittel. Mit Inkrafttreten  des  zweiten Nachtragshaushalts  2020  und 

des  Haushalts  2021  stellt  der  Bund  Liber  die  Länder Haushaltsmittel im Einzelplan  60  zur 

Verfügruig. Dic Verteilung  der  Mittel erfolgt nach Bedarf. 

(5)I)ic Vorbereitung  des  Antrags auf Оbегbгосkuпgshјlfе bzw. Novemberhilfe, 

Dercmberhilfb, erweiterte Novemberhilfe  und  erweiterte Dezemberhilfe erfolgt 

ausschließlich Ober ein Onlineportal, das  die  Antragsberechtigten bei  der  Antragstellung 

untcrstйtzt. FOr das  Portal,  durch  welches  das Ausfiillen  des  Antragsformulars  und  dic 

Zusammenstellung  von  Unterlagen sowie eine Weiterleitung  an die  zuständige 

Bewilligungsstelle auf Landesebene erleichtert wird, ist das Bundesministerium  fair 

Wirtschaft  und  Energie (BMWi) datenschutzrechtlich gemäß  Art. 4  Nr.  7 2. HS  1)S-GVO 
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verantwortlich. Zwecke und Mittel  der  Datenverarbeitung werden  in  dieser Vereinbarung 

wie folgt festgelegt:  Die  Zwecke  der  Datenverarbeitung sind  die  nutzerorientierte 

Assistenz bei  der  Eingabe  der  für  die  späteren Verwaltungsverfahren erforderlichen 

Daten,  die  Übermittlung  an die  zuständige Bewilligungsstelle sowie ein Rückkanal für  die 

Kommunikation und  die  Bereitstellung  der  Bescheide. Darüber hinaus sind  die  Zwecke 

der  Datenverarbeitung  die  Datenschutzkontrolle,  die  Datensicherung und  der 

Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes  der  Datenverarbeitungssysteme. Das 

Mittel  der  Datenverarbeitung ist das vom BMWi für  den  Betrieb  des  Verfahrens 

eingesetzte System. 

Die  fachliche Priifung  und  Bescheidung  der  Anträge erfolgt ebenfalls online  in den  sog. 

Fachverfahren  der  Bewilligungsstellen auf Länderebene. Filr dieses eigentliche 

Verwaltungsverfahren sind  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  nach  Art. 4  Nr.  7 2. HS 

DS-OVO  datenschutzreehtlich verantwortlich. Zwecke  und  Mittel  der  Datenverarbeitung 

werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt: Zweck  der  Datenverarbeitung ist  die 

Ausfihrung  des den  Bewilligungsstèllen  der  Länder  in  dieser Vereinbarung zugewiesenen 

Programms  der  Gewab ung  der  Soforthilfen  des  Bundes als „Überbrückungshilfen", 

„Novemberhilfen", „Dezemberhilfen", „erweiterte Novemberhilfen"  und  „erweiterte 

Dezemberhilfen". Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das  von  Bewilligungsstellen für 

den  Betrieb  des  Verfahrens eingesetzte System. 

Artikel  2 

Verwendung  der  Mittel 

(la) Die  Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-Erste  Phase  (Förderzeitraum Juni 

bis August  2020) an  Unternehmen aller Branchen, einschließlich  der  landwirtschaftlichen 

Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den  Wirtschaftsstabilisierungsfoпds (WSF) 

qualifizieren,  an  Soloselbständige und selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im 

Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz  in den  Monaten April und  Mai 2020 

zusammengenommen um mindestens  60  % gegenüber April und  Mai 2019 

zurückgegangen ist. Bei Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  April  2019  und dem  31. 

Oktober  2019  gegründet-  worden sind, sind statt  der  Monate April und  Mai 2019 die 

Monate November und Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen.  Die  Mittel sind als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Finanzierung  von  fortlaufenden betrieblichen 

Fixkosten  der  Antragstellenden vorgesehen. 

(lb) Die  Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-Zweite  Phase  (Förderzeitraum 

September bis Dezember  2020) an  Unternehmen aller Branchen, einschlieflich  der 

landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) qualifizieren,  an  Soloselbständige und 

selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz 

entweder im Zeitraum April bis August  2020 in  zwei zusammenhängenden Monaten um 

mindestens  50  % gegenüber  den  jeweiligen Vorjahresmonaten zurückgegangen ist oder 

im Durchschnitt  in den  Monaten April bis August  2020  gegenüber dem 
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Vorjahreszcitraum um mindestens  30  % eingebrochen ist.  Die  vorgenannten 

Bedingungen  des  Umsatzrückgangs gelten nicht ftir Unternehmen,  die  aufgrund  von 

starken saisonalen Schwankungen ihres Geschälls im Zeitraum April bis August  2019 

zusammen weniger als  15  %  des  Jahresumsatzes erzielt haben. Bei Unternehmen, dic 

nach dem  1.  Juli  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  % statt  der  Monate April bis August  2019 die  Monate November und 

Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen. Bei Unternehmen, dic nach dem 

1.  Sсptcmbcг  2019  gegriindet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  %  in den  Monaten September bis ~ezcmber  2020 die  Monate 

November  2019  bis Februar  2020  zum Vergleich heranzuziehen. Unternehmen,  die  nach 

dem  31.  Oktober  2019  neu gcgгйndct worden sind, sind nicht antragsberechtigt.  Die 

Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BI  IO  zur Finanzierung  von  fortlaufenden 

betrieblichen Fixkosten  der  Antragstel1endcn vorgesehen. 

(le) Die  Mittel  des  Bundes sind  fair die  Novemberhilfe und  die  erweiterte Novemberhilfe  an 

alle Unternehmen (auch öffentlichе), einschließlich Bctricben, Selbständigen, Vereinen 

und Einrichtungen vorgesehen,  die die  folgenden Voraussetzungen erf011en: Alle 

Unternehmen und Soloselbstständigen, dic auf Grundlage  der  erlassenen 

Schliсßungsvеrordnungеn  der  Länder  in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Länden 

vom  28.  Oktober  2020 den  Geschäftsbetrieb einstellen mussten (direkt betroffene 

Unternehmen) sowie alle Unternehmen und Soloselbstständigen,  die  nachweislich und 

regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze mit direkt  von den  o.g. Maßnahmen 

betroffenen Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt 

sind auch Unternehmen und Soloselbstständige,  die  regelmäßig mindestens  80  % ihrer 

Umsätze durch Lieferungen und Leistungen im Auflгag direkt  von der  Maßnahme 

betroffener Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. 

Diese Antragsteilenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der 

Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage  der  Ziffern  5  bis  8 des  vorgenannten 

Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im 

November  2020  erleiden. Beherbergungsbetricbe und Veranstaltungsstätten werden als 

direkt betroffene Unternehmen angesehen.  Die  Mittel werden als Billigkeitsleistungen 

nach §  53 010  zur Kompensation  der  Umsatzausfälle gewährt. 

(1 d)  Die  Mittel  des  Bundes sind für dic Dezemberhilfe und  die  erweiterte Dezemberhilfe  an 

alle Unternehmen (auch öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigen, Vereinen 

und Einrichtungen vorgesehen, dic dic folgenden Voraussetzungen crfiillen: Alle 

Unternehmen und Soloselbstständigen, dic auf Grundlage  der  erlassenen 

Schliеßungsvегoгdnungеn  der  Länder  in  Folge  der  Beschltisse  von  Bund und Ländern 

vom  28.  Oktober  2020,  vom  25.  November  2020  und vom  2.  Dezember  2020 den 

Geschäftsbetrieb im Dezember  2020  einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) 

sowie alle Unternehmen und Soloselbstständigen, dic nachweislich und regelmäßig 

mindestens  80  % ihrer Umsätze mit dircict  von den  o.g. Maßnahmen betroffenen 

Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch 

Unternehmen und Soloselbstständige, dic regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze 
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durch Lieferungen und Leistungen im Auftrag direkt  von der  Maßnahme betroffener 

Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. Diese 

Antragstellenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der 

Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage  der  Ziffern  5  bis  8 des  vorgenannten 

Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im 

Dezember  2020  erleiden. Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden als 

direkt betroffene Unternehmen angesehen.  Die  Mittel werden als Billigkeitsleistungen 

nach §  53  BIO  zur Kompensation  der  Umsatzausfälle gewährt. 

(1  e)  Die  Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-Dritte  Phase  (Förderzeitraum 

November  2020  bis Juni  2021) an  Unternehmen aller Branchen, einschließlich  der 

landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit ihr Umsatz  in Deutschland  im Jahr  2020 750 

Mio.  Euro  nicht übersteigt,  an  Soloselbständige und selbständige Angeh&ige  der  Freien 

Berufe im Haupterwerb zur Sicherung  der  wirtschaftlichen Existenz vorgesehen,  die 

unmittelbar und mittelbar  Corona-.bedingte erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Direkt 

von  Schließungsanordnungen auf Grundlage eines Bund-Länder-Beschlusses betroffene 

Unternehmen sowie Unternehmen  der  Pyrotechnikbranche,  des  Großhandels und  der 

Reisebranche sind auch dann antragsberechtigt, wenn sie im Jahr  2020  einen Umsatz  von 

mehr als  750  Mio.  Euro  erzielt haben. Unternehmen,  die in  einem Monat einen  Corona-

bedingten Umsatzeinbruch  von  mindestens  30  % im Vergleich zum Referenzmonat im 

Jahr  2019  erlitten haben, können eine Förderung im Rahmen  der  förderfähigen 

Maßnahmen  der  Überbrückungshilfe  iii  für  den  betreffenden Monat beantragen. 

Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  Januar  2019  und dem  31.  Oktober  2020  gegrindet 

worden sind, können als Vergleichsumsatz wahlweise  den  durchschnittlichen 

monatlichen Umsatz  des  Jahres  2019  heranziehen,  den  durchschnittlichen Monatsumsatz 

der  beiden Vorkriseumonate Januar und Februar  2020  oder  den  durchschnittlichen 

Monatsumsatz  ii den  Monaten Juni bis September  in  Ansatz bringen. Alternativ kёnnen 

diese Unternehmen bei  der  Ermittlung  des  notwendigen Referenzumsatzes auf  den 

monatlichen Durchschnittswert  des  geschätzten Jahresumsatzes,  der  bei  der  erstmaligen 

steuerlichen Erfassung beim zuständigen Finanzamt im „Fragebogen zur steuerlichen 

Erfassung" angegeben wurde, abstellen. Für solche jungen Unternehmen ist  die 

Gesamtsumme  der  Forderung  in den  Grenzen  der  einschlägigen Kleinbeihilfenregelung 

auf  max. 1.800.000  Euro  während  des  gesamten beihilfefähigen Zeitraums begrenzt. 

Unternehmen,  die  November-/Dezemberhilfe erhalten, sind für diese beiden Monate nicht 

antragsberechtigt.  Die  Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Sicherung 

der  wirtschaftlichen Existenz und zur Finanzierung  von  fortlaufenden betrieblichen 

Fixkosten  der  Antragstellendern vorgesehen. 

soloselbstständigen,Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche  die 

Fixkostenerstattung im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  III  nicht  in  Anspruch nehmen, 

wird für  den  Förderzeitraum Januar bis Juni  2021  eine einmalige 

Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe")  in  Höhe  von 50  %  des  sechsmonatigen 

Referenzumsatzes gewährt.  Die  Neustarthilfe beträgt  maximal 7.500  Euro  für 

Soloselbständige und Ein-Personen-Kapitalgesellschaften sowie  maximal 30.000  Euro 
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für Melr-Personen-Kapitalgesellschaften und Genossenschaften.  Die  Mittel sind als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BIII zur Sicherung  der  wirtschaftlichen Existenz  der 

Antragstellenden vorgesehen. 

Das  Land  Brcmen beachtet beim'Vollzug  der in  Artikel  1  Absatz  1, 2  und  3  genannten 

Hilfsprogramme  die  Vorgaben  des  Bundes.  Die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der 

Billigkeitsleistung,  die  1-Iöhc  der  Billigkeitsleistung  und  weitere Einzelheiten zu  den 

Billigkeitsleistungen ergeben sich aus  der  Ablage „Vollzugshinweise". Bund  und Länder 

stimmen zudem gemeinsame  FAQ  ab. 

Leistungen nach §  53  BIII aus dem Bundesprogramm  „Corona-Soforthilfen für 

Kleinunternehmen und Soloselbständige" oder aus  den  dieses Bundesprogramm 

ergänzenden Soforthilfeprogrammen  der  Länder werden anteilig auf  die 

Überbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum,  f  ir  den  Soforthilîe gezahlt wird, 

sich mit dem Zeitraum, für  den  I)bcrbrtickungshilfc gezahlt wird, überschneidet. 

Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die  Hilfen im 

Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf  die 

berbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum und  der  Leistungszweck dieser 

Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck  der  Überbrückungshilfe 

überschneiden. Leistungen aus  der  zweiten  Phase der  Überbrückungshilfe werden auf 

Leistungen  der  dritten  Phase der  iberbrückungshilfe angerechnet, sofern sie für  den 

selben Förderzeihaum erfolgen. 

Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

Hilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Novemberhilfe bzw. dic erweiterte Novemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum 

dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum  der  Novemberhilfe bzw.  der  erweiterten 

Novemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der  Erstattung  von 

Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeitraum auf  die  Leistungen  der 

Novemberhilfe bzw.  der  erweiterten Novemberhilfe angerechnet. 

(6) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

IIilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Dezemberhilfe bzw.  der  erweiterten Dezemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum 

dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum  der  Dezemberhilfe bzw.  der  erweiterten 

Dezemberhilfe tiberschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der  Erstattung  von 

Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeitraum auf  die  Leistungen  der 

Dezemberhilfe angerechnet. 

(7) Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  und  der  Novcmberhilfe bzw.  der 

erweiterten Novcmberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie für denselben 

Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für dic  der  1Jberbrtiekungshilfe  (2. 

Phase)  und anschließend ein Antrag auf Novcmberhilfe bzw. erweiterte Novemberhilfe 

gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  für November  2020 

beantragten Zuschüsse bei  der  Antragstellung für Novcmberhilfe bzw. erweiterte 

(2) 

(3)  

(4)  

(5)  
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Novemberhilfe entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Novemberhilfe bzw. 

erweiterte Novemberhilfe und anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe  (2. 

Phase)  gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Novemberhilfe bzw. erweiterte Novemberhilfe 

beantragten Zuschtsse bei  der  Antragstellung fier  die  Überbrückungshilfe  (2. Phase) 

entsprechend anzugeben. 

Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  und  der  Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

Dezemberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie für denselben 

Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für  die  Überbrückungshilfe  (2. Phase) 

und  anschließend ein Antrag auf Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe gestellt, 

sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  (2. Phase)  für Dezember  2020  beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung  fir  Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe 

entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

Dezemberhilfe  und  anschließend ein Antrag auf Überbгückungshilfe  (2. Phase)  gestellt, 

sind  die  im Rahmen  der  Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung für  die  iberbrückungshilfe  (2. Phase)  entsprechend 

anzugeben. Eine Inanspruchnahme  von  Leistungen für  den  Monat November  und 

Dezember ist nur alternativ entweder aus dem Programm  der  erweiterten un bisherigen 

Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe oder aus dem Programm  der  dritten  Phase der 

Überbrückungshilfe mbglich. 

Zuschussprogramme  der  Länder oder  der  Kommunen (wie z.B. Zuschläge auf  die 

Neustarthilfe) werden nicht auf  die  Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 

angerechnet, falls  der  Färdertatbestand derselbe ist. Eine Anrechnung  der 

Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") auf weitere  Corona-bedingte 

Zuschussprogramme  der  Länder oder  der  Kommunen findet nur dann statt, wenn sich 

Förderzweck und Förderzeitraum überschneiden und sich ohne  die  Anrechnung eine 

Überförderung ergeben wurde. 

Artikel  3 

Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1) Die  Länder werden ermächtigt,  die  Bundesmittel  fair  zu erwartende Zahlungen  der 

Billigkeitsleistungen  in den  Haushaltsjahren  2020  und  2021  selbstständig aus dem 

Bundeshaushalt abzurufen. Dieser Abruf darf  in  Höhe  der  voraussichtlichen Zahlungen 

erfolgen.  Die  Höhe  der  geplanten Abrufe sind dem Bundesministerium für Finanzen  per 

E-Mail  an  liquiditaet bm£bund.de  mindestens drei Tage vor Abruf mitzuteilen.  Der 

letztmögliche Abruf  der  Bundesmittel für  die  Länder muss für  die  Überbrückungshilfe  I 

bis zum  15.  Dezember  2020  erfolgen. Für  die  Überbrückungshilfe  II  und  die 

Novemberhilfe sollte  der  Abruf für  die  Bundesmittel bis zum  15.  Dezember  2020 

erfolgen, muss jedoch spätestens bis zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. Für  die 

Dezemberhilfe,  die  erweiterte November- und Dezemberhilfe,  die  Überbrückungshilfe  III 

muss  der  Abruf fixe  die  Bundesmittel spätestens bis zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. 

Das  Land  Bremen wendet bei  der  Mittelvergabe das geltende Haushaltsrecht  des Landes 

an. 
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(2)Das  Land  Bremen leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzüglich 

nach Bewilligung  an  die/den Leistungsempfänger/in weiter. Vollständig rückzuzahlende 

Mittel aus Programmen  der  Länder (bspw. Darlehen), mit denen Leistungen  der 

lberbrückungshilfe  III  teilweise vorfinanziert werden, sind  von der  Pflicht zur 

Anrechnung ausgenommen, sofern das  Land  dafür Sorge trägt, dass alle 

beihilferechtlichen Vorschriften eingehalten werden, das Risiko  der  Vorfmanzierung 

vollständig beim  Land  bzw.  der  beauftragten Einrichtung liegt und keine 

Mischfinanzierung zwischen Bund und  Land  entsteht. 

(3)Das  Land  Bremen hat über  die  vom Bund  in  Anspruch gеnonшmеnen Mittel innerhalb 

einer Frist  von  sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu legen. 

Artikel  4 

Vollzug 

(1)Dic MaBnabmen werden vom  Land  Bremen oder einem durch das  Land  beauftragten 

Dritten vollzogen. Bei Abwicklung  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 

Dritter bedienen. 

(2)Zuständig für  die  Bewilligung und Auszahlung  der in  Artikel  1  Absatz  1, 2  und  3 

genannten Hilfsprogramme  des  Blindes als Billigkeitsleistung nach §  53  BHO sind  die 

von den  Landen gemäß Absatz  1  hierfür benannten Stellen (Bewilligungsstellen).  Die 

für  die  Bewirtschaftung erforderlichen Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  Land 
zur Verfiigung gestellt. 

(3) Die  Antragstellung für  die in  Artikel  1  Absatz  1 a)  und  b)  genannten Hilfsprogramme 

erfolgt ausschließlich durch einen  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt!-

anwaltin. 

Die  Antragstellung  fir die in  Artikel  1  Absatz  1 c)  genannte Überbrückungshilfe  III 

erfolgt ausschließlich durch cine/n  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigten Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-

anwaltin, wenn  es  sich nicht um eine Antragstellung für eine Betriebskostenpauschale 

(„Neustarthilfe") handelt. 

Bei  der in  Artikel  1  Absatz  1  с)  genannten Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 

erfolgt  die  Antragstellung direkt (nur möglich für nattirliche Personen) oder über einen 

prüfenden Dritten. 

Bei  den  Direktanträgen  von  nattirlichen Personen auf Betriebskostenpauschale 

(„Neustarthilfe") erfolgt eine automatische Identifizierung  der  Antragstellenden  und 

Prüfung  der  Antrage.  Die  automatische Prüfung  und  Bescheidung  der  Anträge erfolgt 

durch  die  Bewilligungsstellen  der Lander  auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. 

Dabei handelt  es  sich um einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts 

im Sinne  der  jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetze  der Lander. Die  Kriterien  der 
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Prüfung werden vom Bund im Benehmen mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird 

automatisiert nach  der  automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfabren  der 

Länder durch  den  Bund geleistet.  Die  Länder übernehmen für  die  vom Bund 

bereitgestellten Daten keine Haftung. 

Bei  der in  Artikel  1  Absatz  2  genannten Novemberhilfe sowie  der in  Artikel  1  Absatz  Э 

genanten Dezemberhilfe sind Soloselbstständige  bis  zu einem Förderhöchstsatz  von 

5.000  Euro  unter besonderen Identifizierungspflichten direkt antragsberechtigt. 

Die  Antragstellung  fir die  Novemberhilfe  und  Dezemberhilfe erfolgt ausschließlich 

durch einem n  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n Steuerberater/in, 

Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n Buchpr(lfer/in oder Rechtsanwalt/-anwältin, wenn eine 

der  unter Ziffern  a)  bis  c)  genannten Voraussetzungen vorliegt: 

a) Die  Höhe  der  zu beantragenden Billigkeitsleistung überschreitet  den  Betrag  von 5.000 

Euro, 

b) Die/der Antragstellende hat bereits iberbrtickungshilfe beantragt, 

c) Bei  den  Antragstellenden handelt  es  sich nicht um Soloselbstständige. 

Ebenso erfolgt  der  Antrag  der  erweiterten Novemberhilfe und  der  erweiterten 

Dezemberhilfe ausschließlich durch einem n  von  der/dem Antragstellenden beauftragte/n 

Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-

anwäitin. 

Bei  den  Anträgen für  die  Novemberhilfe und  die  Dezemberhilfe erfolgt bei 

Direktanträgen  von  Soloselbständigen bis zu einem Förderhöchstsatz  von 5.000  Euro  eine 

automatische Identifizierung  der  Antragstellenden und Prüfung  der  Anträge.  Die 

automatische Prüfung und Bescheidung  der  Anträge erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen 

der  Länder auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt  es  sich um 

einen vollständig automatisierten Erlass éines Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen 

Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der  Prüfung werden vom Bund 

im Benehmen mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird automatisiert nach  der 

automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren  der  Länder durch  den  Bund 

geleistet.  Die  Länder ibernehmen für  die  vom Bund bereitgestellten Daten keine 

Haftung. 

Bei  der  Ausgestaltung  des  Antragsverfahrens  und  der  Antragsprüfung ist das  Land 

Bremen  f  ir  angemessene  und  effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch 

und  fair die  Einhaltung  der  datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich.  Die 

Bewilligungsstelle stimmt sich dabei soweit erforderlich  mit  weiteren Behörden, 

beispielsweise  mit  der  Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen fiir  IT-Sicherheit  und 

dem Landeskriminalamt,  ab. 

(4) Die  Bewilligungsstellen entscheiden, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der 

Billigkeitsleistung vorliegen sowie über deren Höhe, außer  in  Fällen,  in  denen eine 

automatische Verarbeitung erfolgt. Dabei dürfen  die  Bewilligungsstellen auf  die  im 

Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit  es  keine Anhaltspunkte für 

Unvollstandigkeit oder Fehlerhaftigkeit  der  Angaben gibt. Bei  der  Überbrückungshilfe  I 
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und  der  iberbrtickungshilfe  II  sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellcn verpflichtet, 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  5  % aller Lcistungscmpfhnger/inncn 

durchzufiilrcn. 

Bei  der  Novemberhilfe sind das  band  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet, bei direkt 

gestellten Anträgen stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  1  %  der 

Lcistungsempfängeг/шien durchzufihren und bei über prOfende Dritte gestillten 

Anträgen bis  20.000  Euro  stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  5  %  der 

Leistungsempfänger/innen durchzuführen. Bei allen Anträgen Ober  20.000  Гuro und bis 
zu einer  Million  Euro  sind bei  der  Novemberhilfe und  der  erweiterten Novemberhilfe 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  30% der  Leistungsempfänger/iшiеn 

durchzuführen. 

Bei  der  Dezemberhilfe sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet bei 

gestellten Antragen bis einschließlich  20.000  Euro  stichprobenartige Kontrollen bei 

mindestens  10% der  Leistungsempfänger/innen durchzuftihren. Bei Antragen  von  Ober 

20.000  Euro  und bis zu einer  Million  Euro  sind  in der  Dezemberhilfe und  der  erweiterten 

Dezemberhilfe stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  30  %  der 

Lcistиngsempfángcr/innen durchzuführen. Alle Anträgе mit einem Volumen ab  1 Million 

Euro  müssen durch  die  Bewilligungsstellen einzeln gcpriift werden. Darüberhinaus sind 

das  Land  oder  die  Bewilligungsstellcn bei  der  erweiterten November- und Dezemberhilfe 

verpflichtet, alle Antrage,  die  auf  der  beihilferechtlichen Grundlage  der  Bundesregelung 

Novemberhilfe/Dezemberhilfe vom  07.0 1.2021  gestützt sind, einzeln zu prtifen. 

Bei  der  Überbrückungshilfe  III,  einschließlich  der  Neustarthilfe, sind das  Land  oder  die 

Bewilligungsstellcn verpflichtet, bei gestellten Antragen bis  20.000  Euro  stichprobenartige 

Kontrollen bei mindestens  10% der  LeistungscmpfängeгΡ/innen durchzufahren.  Bei 

Anträgen  von  über  20.000  Euro  sind bei  der  Überbrückungshilfe  III  stichprobcnartige 

Kontrollen bei mindestens  30  %  der  Leistungsempfänger/innen диrchzufülцеn. 

Dartiberhinaus sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellcn bei  der  Überbrckungshilfc  III 

verpflichtet, alle Antrage,  die  auf  der  beihilferechtlichen Grundlage  der  Allgemeinen 

Bundesregelung Schadcnsausgleiсh, CGVID-19  in der  jeweiligen gultigen Fassung, 

gestützt sind, einzeln zu prtifcn. Über  die  regulären Stichproben im Rahmen  der 

OberbrCtekungshilfc  III  hinaus sind bei allen Antragen mit Abschreibungen  von 

Warenbestanden Ober  1.000.000  Euro  Kontrollen durch  die  Bewilligungsstellen  der  Länder 

zwingend vorgeschrieben.  Die  Kontrollen sind Bestandteil eines Internen Kontrollsystems 

bzw. Risikomanagcmentsystems  der  Bewilligungsstellen und dienen dazu  die 

haushaltswirtschaftlichen Risiken  des  Bundes zu begrenzen. 

(5) Sofern  der  Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen  der in  Artikel  1 

Absatz  1, 2  und  3  genannten Hilfsprogramme bewilligt wird, wird ein 

Bewilligungsbescheid erlassen.  In  dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, 

dass  es  sich um Mittel  des  Bundes handelt. 

(6) Nach Abschluss  des  Leistungszeitraums und Eingang  der  Unterlagen tiberprufcn  die 

Bewilligungsstellen auf  der  Grundlage  der  für  die  Schlussabrechnung  der  ausgezahlten 

Billigkeitsleistung erstellten Bestatigung der/des Steuсrbcraters/-beratсгјn, 

Wirtschaftsprtifers/-prUferin, vereidigten Buchprttfers/-priiferin oder 

Rechtsanwalts/anwaltin für jeden Antrag folgendes: 
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a)  das Vorliegen  der  Voraussetzungen für  die  Gewalrung  der  Billigkeitsleistung, 

b} die  Höhe und Dauer  der  Billigkeitsleistung sowie 

c)  eine etwaige Überkompensation. 

Nach  Art. 2  dieser VV sind zu viel gezahlte Leistungen zurückzufordern.  Die 

Bewilligungsstelle prüft  die  inhaltliche Richtigkeit  der  Bestätigung der/des 

Steuerberaters/-beraterin, Wirtscháftspiüfers/-prüferin, vereidigten Buchprüfers/-prtiferin 

oder Rechtsanwalts/-anwaltin und  der fair die  Bewilligung  der  Billigkeitsleistung 

rnaßgeblichen Versicherungen  des  Antragsstellenden stichprobenartig und 

verdachtsabhängig nach. 

(7) 

Die  Begünstigten  der  Neustarthilfe werden bei Beantragung zu einer Endabrechnung 

durch Selbstprüfung nach Ablauf  des  Förderzeitraums  bis  spätestens  31.  Dezember  2021 

verpflichtet. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind Einnahmen aus nichtselbstständiger 

Arbeit— sofern vorhanden — zu  den  Umsätzen aus selbständigen Tätigkeiten zu addieren. 

Sollte  der  Umsatz wahrend  der  sechsmonatigen Laufzeit bei  über  40  Prozent  des 

sechsmonatigen Referenzumsatzes liegen, sind  der  Bewilligungsstelle anfallende 

Rockzahlungen  bis  zum  31.12.2021  unaufgefordert mitzuteilen  und bis  zum  30.  Juni 

2022  zu überweisen. Erfolgt keine Endabrechnung, ist  der  ausgezahlte Vorschuss 

vollständig zurückzuzahlen. 

Antragsberechtigte  der  Novemberhilfe  und  der  Dezemberhilfe,  die  ihren Antrag  über 

einem prüfende/n Dritteln stellen, erhalten als Vorauszahlung auf  die  endgtltige 

Förderung durch  die  Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung  in  Höhe  von 50  %  der 

beantragten Förderung, jedoch höchstens  50.000  Euro.  Antragsberechtigte  der 

Überbrückungshilfe  III, die  ihren Antrag  über  eine/ri prüfende/n Dritteln stellen, erhalten 

bei ihrem Erstantrag als Vorauszahlung auf  die  endgültige Förderung durch  die 

Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung  in  Höhe  von 50  %  der  beantragten Förderung, 

jedoch höchstens  100.000  Euro  für einen Monat.  Bis  zur vollständigen Einhaltung  der 

haushaltsrechtlichen Bestimmungen ist  die  Kassensicherheit auf andere  Art  und  Weise 

sicherzustellen.  Die  automatische Prüfung  und  vorläufige Bescheidung  der  Anträge 

erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten 

Daten. Dabei handelt  es  sich um einen vollständig automatisierten Erlass eines 

Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die 

Kriterien  der  Prüfung werden vom Bund im Benehmen  mit  den  Ländern festgelegt.  Die 

Zahlung wird automatisiert nach  der  automatischen Prüfung  und  Bescheidung im 

Fachverfahren  der  Länder  durch  den  Bund geleistet.  Die Lander  Obernehmen für  die  vom 

Bund bereitgestellten Daten keine Haftung. 

Artikel  5 

Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der  Bund ist über  die  beabsichtigten Maßnahmen  des Landes  zu  den in  Artikel  1  Absatz 

1, 2  und  3  genannten Hilfsprogrannnen, einschließlich eventueller Richtlinien und 

Erlauterungen  des Landes  oder der/des durch das  Land  beauftragten Dritten zu  den 

Überbrückungshilfen, zeitnah zu unterrichten. Grundlegende Fragen,  die  für  die 

Durchführung  der  oben genannten Hilfsprogramme  relevant  sind, insbesondere zur 

Auslegung dieser Verwaltungsvereinbarung und  der  Vollzugshinweise, werden durch alle 
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ßundcsländcr koordiniert und gemeinsam  an den  Bund herangetragen und sollen 

verbindlich für alle Länder beantwortet werden. Dabei soll soweit möglich eis zwischen 

den  Ländern abgestimmter Vorschlag zur Losung  der  Frage unterbreitet werden. 

(2)Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom  Land in  einem vorn Bund 

vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben über  die  Anzahl  der  gestellten und bewilligten 

Anträge (auch differenziert nach Branchen) vorzulegen.  Dies  gilt nicht für Länder,  die am 

gemeinsamen Fachverfahren teilnehmen. Alle Länder haben dem Bund  in  einem vom 

Bund vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben zur Hohe  der  bewilligten und 

ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen Fiber  den  Mittelabfluss vorzulegen. Bei Bedarf 

kann  der  Bund erginzende Angaben verlangen. Nach Beendigung  der  Maßnahmen 

tibersendet das  Land  Bremen dem Bund bis spätestens  31.  Dezember  2022  einen 

Schlussbericht über dic Durchfuhrung  der  Maßnahmen sowie dic Hohe  der  zugewiesenen 

und verausgabten Bundes- und Landesmittel. Aufgrund seiner Berichtspflichten kann  der 

Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit beihilferechtliche oder 

europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Anfragen  dies  erfordern. 

(3)Das  Land  Bremen verpflichtet sich, stichprobcnartig und verdachtsabhängig Prufungen 

gemäß Artikel  4  Absatz  4  durchzuführen und dem Bund im Leistungszeitraum monatlich 

dic Prtifungsmittcilungen zuzusenden. 

(4)Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte können bei  den 

Dienststellen  des Landes  Bremen, dic mit  der  Bewirtschaftung  der  Bundesmittel befasst 

sind, sowie bei allen sonstigen Stellen,  die  das  Land  Bremen bei  der  Weitergabe  der 

Mittel eingeschaltet hat, priifen. Dieses Priifungsrecht besteht auch gegenüber der/dem 

I, eistungsemрfänger/in und ist im Bewilligungsbescheid aufzunehmen. 

(5)Die  Länder tragen dafür Sorge, dass alle aus  der  Gewährung  der i7 berbrückгiпgshilfe 

sowie  der  November- und Dczernberhilfe bzw. erweiterten November- und Dezemberhilfe 

resultierenden Berichtspflichten erfüllt werden. 

Artikel  6 

Rückzahlung  von  Mitteln 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zuriekzutiberweisen. Betrige,  die 

aufgrund verwaltungsverfahrensrechtlicher Regelungen zuriickzufordern sind und 

zurtickgezahlt wurden, sind vom  Land  Bremen ebenfalls zu vereinnahmen und  der  auf  den 

ßund entfallende Anteil einschließlich etwaig erhobener Zinsen  an den  Bund zu erstatten. 

Artikel  7 
Steuerrechtliche Hinweise 

Die  als Überbrtickungshilfe sowie als November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

November- und Dezemberhilfe unter  den  vorstehenden Voraussetzungen bezogenen 
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Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach  den  allgemeinen steuerrechtlichen Regelungen 

im Rahmen  der  Gewinn- oder  1; Jberschussermittlung zu berücksichtigen. 

Die  Bewilligungsstelle informiert elektronisch  die  Finanzbehörden  von  Amts wegen über  die 

einer/einem Leistungsempfängeг/in jeweils gewährte Billigkeitsleistung; dabei sind  die 

Vorgaben  der  Abgabenordnung,  der  Mitteilungsverordnung sowie etwaiger anderer 

steuerrechtlicher Regelungen zu beachten. Für Zwecke  der  Festsetzung  von 

Steuervorauszahlungen sind  die  Übеrbriickungshilfе sowie  die  November- und Dezemberhilfe 

bzw. erweiterte November- und Dezemberhilfe nicht zu berücksichtigen. Als echte Zuschüsse 

sind  die  Überbrückungshilfe sowie  die  November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte 

November- und Dezemberhilfe nicht umsatzsteuerbar. 

Artikel  8 

Inkrafttreten 

Die  Ergänzende Verwaltungsvereinbarung tritt rückwirkend zum  1.  November  2020 in Kraft. 

Bremen,  den 15.06.21 Berlin,  4е .  02.'4 

für das  Land  Bremen für  die  Bund esrepublik  Deutschland 

Die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Bundesministerium für Wirtschaft und 

Europa Energie 



E r g ä n z e n d e  V e r w a l t u n g s v e r e i n b a r u n g  „ e r w e i t e r t e  
N o v e m b e r h i l f e " ,  „ e r w e i t e r t e  D e z e m b e r h i l f e " ,  

„ Ü b e r b r ü c k u n g s h i l f e  I I I "  u n d  „ Ü b e r b r ü c k u n g s h i l f e  I I I  P l u s "  
zwischen dem Bund und der Freien Hansestadt Bremen 

über die 
Gewährung von Corona-Hilfen des Bundes als Billigkeitsleistungen für kleine und 

mittelständischc Unternehmen 

Die Freie Hansestadt Bremen 
vertreten durch die Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 
- nachstehend „Land Bremen" genannt -

und 

die Bundesrepublik Deutschland 
vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
- nachstehend „Bund" genannt -

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für die Gewährung von Soforthilfen des Bundes 
als Billigkeitsleistungen gemäß § 53 Bundeshaushaltsordnung (BHO) für „Corona-
Überbrückungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen" sowie „erweiterte 
Novemberhilfe" und „erweiterte Dezemberhilfe", Das Programm wird durch die Länder 
ausgeführt. 

Präambel 

Die erweiterte Novemberhilfe und die erweiterte Dezemberhilfe werden als freiwillige 
Zahlung gewährt, wenn Unternehmen, Soloselbständige und Angehörige der Freien Berufe 
aufgrund der Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im 
November bzw, Dezember 2020 in Folge des Beschlusses von Bund und Ländern vom 28, 
Oktober 2020 erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Für die erweiterte Dezemberhilfe gelten 
zudem die Beschlüsse von Bund und Ländern vom 25, November 2020 und 2. Dezember 
2020 für die verlängerten Bctriebsschließungen bzw, Betriebseinschränkungen bis zum 31. 
Dezember 2020, 

Die Dritte Phase der Überbrückungshilfe (Förderzeitraum November 2020-Juni 2021) 
übersehneidet sich mit der Zweiten Phase derÜberbrückungshilfe (FörderZeitraum 
September-Dezember 2020) sowie der November- und Dezemberhilfe und der erweiterten 
November- und Dezemberhilfe. 

Diese Verwaltungsvereinbarung ergänzt in diesem Sinne die bereits bestehende 
Verwaltungsvereinbarung zur Überbrückungshilfe sowie zur November- und Dezemberhilfe. 
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Artikel 1 
Grundsätze und Umfang der Bundeshilfe 

(1) Die gesundheitspolitisch notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfimg der Corona-
Pandemie haben in verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollständigen 
Schließung des Geschäftsbetriebs geführt, Ziel der Überbrückungshilfe ist es daher, 
Unternehmen, die aufgrund der Corona-Pandemic hohe Umsatzeinbußen zu verzeichnen 
haben, für die Monate Juni 2020 bis September 2021 eine in vier Phasen gestaffelte, 
weitergehende Liquiditätshilfe zu gewähren und sie so in der Existenz zu sichern; 

a. Überbrückungshilfe-Erste Phase („Überbrückungshilfe I") betrifft die Förderzeiträume 
Juni bis August 2020; 

b. Überbrückungshilfe-Zweite Phase („Überbrückungshilfe II") betrifft die 
Förderzeiträume September bis Dezember 2020; 

c. Überbrückungshilfe-Dritte Phase („Überbrückungshilfe III") betrifft die 
Förderzeiträume November 2020 bis Juni 2021. Die hn Rahmen der 
Überbrückungshilfe III mögliche einmalige Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") 
betrifft den Förderzeitraum Januar bis Juni 2021. 

d. Überbrückungshilfe- vierte Phase („Überbrückungshilfe III Plus") betrifft die 
Förderzeiträume Juli bis September 2021. Die im Rahmen der Überbrückungshilfe III 
Plus mögliche einmalige Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe Plus") betrifft 
ebenfalls den Förderzeitraum Juli bis September 2021. 

(2) Ziel der Novemberhilfe und der erweiterten Novemberhilfe ist es, durch einen Beitrag zur 
Kompensation des Umsatzausfalls die wirtschaftliche Existenz von Unternehmen sowie 
von Selbständigen zu sichern, die in Folge des Beschlusses von Bund und Ländern vom 
28, Oktober 2020 von Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. 
Betriebseinschränkungen im November 2020 betroffen sind und deshalb erhebliche 
Umsatzausfälle erleiden. 

(3) Ziel der Dezemberhilfe und der erweiterten Dezemberhilfe ist es, durch einen Beitrag zur 
Kompensation des Umsatzausfalis die wirtschaftliche Existenz von Unternehmen sowie 
von Selbständigen zu sichern, die in Folge der Beschlüsse von Bund und Ländern vom 
28. Oktober 2020, vom 25. November 2020 und vom 2, Dezember 2020 von Corona-
bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im Dezember 2020 
betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Die Überbrückungshilfe 
III Plus setzt für Unternehmen, die auch im zweiten Halbjahr 2021 unter erheblichen 
Umsatzausfällen leiden darüber hinaus Anreize, im Zuge der Zurtickführung der Corona-
Maßnalnnen das eigene Geschäft wieder aufzunehmen. 

(4) Ein Anspruch auf die Gewährung der Billigkeitsleistungen besteht nicht. Vielmehr 
entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
verfügbarer Haushaltsmittel. Mit Inkrafttreten des zweiten Nachtragshaushalts 2020,des 
Haushalts 2021 und des Nachtragshaushalts 2021 stellt der Bund über die Länder 
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Haushaltsmittel im Kinzelplan 60 zur Veifügung. Die Verteilung der Mittel erfolgt nach 
Bedarf. 

(5) Die Vorbereitimg des Antrags auf Überbrückungshilfen bzw. Novemberhilfe, 
Dezemberhilfe, erweiterte Novemberhilfe und erweiterte Dezemberhilfe erfolgt 
ausschließlich über ein Onlineportal, das die Antragsberechtigten bei der Antragstellung 
unterstützt. Für das Portal, durch welches das Ausfüllen des Antragsformulars und die 
Zusammenstellung von Unterlagen sowie eine Weiterleitung an die zuständige 
Bewilligungsstelle auf Landesebene erleichtert wird, ist das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie (BMWi) datenschutzrechtlich gemäß Art. 4 Nr. 7 2. IIS DS-GVO 
verantwortlich. Zwecke und Mittel der Datenverarbeitung werden in dieser Vereinbarung 
wie folgt festgelegt: Die Zwecke der Datenverarbeitung sind die nutzerorientierte 
Assistenz bei der Eingabe der für die späteren Verwaltungsverfahren erforderlichen 
Daten, die Übermittlung an die zuständige Bewilligungsstelle sowie ein Rüclckanal für die 
Kommunikation und die Bereitstellung der Bescheide. Darüber hinaus sind die Zwecke 
der Datenverarbeitung die Datenschutzkontrolle, die Datensicherung und der 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes der Datenverarbeitungssysteme. Das 
Mittel der Datenverarbeitung ist das vom BMWi für den Betrieb des Verfahrens 
eingesetzte System. 

Die fachliche Prüfung und Bescheidung der Anträge erfolgt ebenfalls online in den sog. 
Fachverfahren der Bewilligungsstellen auf Länderebene. Für dieses eigentliche 
Verwaltungsverfahren sind die Bewilligungsstellen der Länder nach Art. 4 Nr. 7 2. HS 
DS-GVO datenschutzrechtlich verantwortlich. Zwecke und Mittel der Datenverarbeitung 
werden in dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt: Zweck der Datenverarbeitung ist die 
Ausführung des den Bewilligungsstellen der Länder in dieser Vereinbarung zugewiesenen 
Programms der Gewährung der Soforthilfen des Bundes als „Überbrückungshilfen", 
„Novemberiiiifen", „Dezemberhilfen", „erweiterte Novemberhilfen" und „erweiterte 
Dezemberhilfen". Das Mittel der Datenverarbeitung ist das von Bewilligungsstellen für 
den Betrieb des Verfahrens eingesetzte System. 

Artikel 2 
Verwendung der Mittel 

(la) Die Mittel des Bundes sind für Überbrückungshilfen-Erste Phase (Förderzeitraum Juni 
bis August 2020) an Unternehmen aller Branchen, einschließlich der landwirtschaftlichen 
Urproduktion, soweit sie sich nicht für den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) 
qualifizieren, an Soloselbständige und selbständige Angehörige der Freien Berufe im 
Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz in den Monaten April und Mai 2020 
zusammengenommen um mindestens 60 Prozent gegenüber April und Mai 2019 
zurückgegangen ist, Bei Unternehmen, die zwischen dem 1, April 2019 und dem 31. 
Oktober 2019 gegründet worden sind, sind statt der Monate April und Mai 2019 die 
Monate November und Dezember 2019 zum Vergleich heranzuziehen. Die Mittel sind als 
Billigkeitsleistungen nach § 53 BHO zur Finanzierung von fortlaufenden betrieblichen 
Fixkosten der Antragstellenden vorgesehen. 
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(lb)Die Mittel des Bundes sind für Überbrückungshilfen-Zwcite Phase (Förderzeitraum 
September bis Dezember 2020) an Unternehmen aller Branchen, einschließlich der 
landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht für den 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) qualifizieren, an Soloselbständige und 
selbständige Angehörige der Freien Berufe im Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz 
entweder im Zeitraum April bis August 2020 in zwei zusammenhängenden Monaten um 
mindestens 50 Prozent gegenüber den jeweiligen Vorjahresmonaten zurückgegangen ist 
oder im Durchschnitt in den Monaten April bis August 2020 gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um mindestens 30 Prozent eingebrochen ist. Die vorgenannten 
Bedingungen des Umsatzrückgangs gelten nicht für Unternehmen, die aufgrund von 
starken saisonalen Schwankungen ihres Geschäfts im Zeitraum April bis August 2019 
zusammen weniger als 15 Prozent des Jahresumsatzes erzielt haben. Bei Unternehmen, 
die nach dem 1. Juli 2019 gegründet worden sind, sind zum Nachweis des 
Umsatzeinbruches von mindestens 50 Prozent statt der Monate April bis August 2019 die 
Monate November und Dezember 2019 zum Vergleich heranzuziehen. Bei Unternehmen, 
die nach dem 1. September 2019 gegründet worden sind, sind zum Nachweis des 
Umsatzeinbruches von mindestens 50 Prozent in den Monaten September bis Dezember 
2020 die Monate November 2019 bis Februar 2020 zum Vergleich heranzuziehen. 
Unternehmen, die nach dem 31. Oktober 2019 neu gegründet worden sind, sind nicht 
antragsberechtigt. Die Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach § 53 BIIO zur 
Finanzierung von fortlaufenden betrieblichen Fixkosten der Antragstellenden vorgesehen. 

(1 c) Die Mittel des Bundes sind für die Novemberhilfe und die erweiterte Novemberhilfe an 
alle Unternehmen (auch öffentliche), einschließlich Beirieben, Selbständigen, Vereinen 
und Hinrichtungen vorgesehen, die die folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle 
Unternehmen und Soloselbslständigen, die auf Grundlage dei' erlassenen 
Schließungsverordnungen der Länder in Folge des Beschlusses von Bund und Ländern 
vom 28. Oktober 2020 den Geschäftsbetrieb einstellen mussten (direkt betroffene 
Unternehmen) sowie alle Unternehmen und Soloselbstständigen, die nachweislich und 
regelmäßig mindestens 80 Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den o. g, Maßnahmen 
betroffenen Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt 
sind auch Unternehmen und Soloselbstständige, die regelmäßig mindestens 80 Prozent 
ihrer Umsätze durch Lieferungen und Leistungen im Auftrag direkt von der Maßnahme 
betroffener Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. 
Diese Antragstellenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen der 
Schließungsverordnungen auf der Grundlage der Ziffern 5 bis 8 des vorgenannten 
Beschlusses vom 28. Oktober 2020 einen Umsatzeinbruch von mehr als 80 Prozent im 
November 2020 erleiden. Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden als 
direkt betroffene Unternehmen angesehen. Die Mittel werden als Billigkeitsleistungen 
nach § 53 BIIO zur Kompensation der Umsatzausfälle gewährt. 

(ld) Die Mittel des Bundes sind für die Dezemberhilfe und die erweiterte Dezemberhilfe an 
alle Unternehmen (auch öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigen, Vereinen 
und Einrichtungen vorgesehen, die die folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle 
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Unternehmen und Solosclbstständigen, die auf Grundlage der erlassenen 
Schließungsveroi'dnungcn der Länder in Folge der Besehlüsse von Bund und Ländern 
vom 28. Oktober 2020, vom 25. November 2020 und vom 2. Dezember 2020 den 
Geschäftsbetrieb im Dezember 2020 einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) 
sowie alle Unternehmen und Soloselbstständigen, die nachweislich und regelmäßig 
mindestens 80 Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den o.g. Maßnahmen betroffenen 
Unternehmen erzielen (indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch 
Unternehmen und Soloselbstständige, die regelmäßig mindestens 80 Prozent ihrer 
Umsätze durch Lieferungen und Leistungen im Auftrag direkt von der Maßnahme 
betroffener Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. 
Diese Antragstellenden müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen der 
Schließungsverordnungen auf der Grundlage der Ziffern 5 bis 8 des vorgenannten 
Beschlusses vom 28. Oktober 2020 einen Umsatzeinbruch von mehr als 80 Prozent im 
Dezember 2020 erleiden. Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden als 
direkt betroffene Unternehmen angesehen. Die Mittel werden als Billigkeitsleistungen 
nach § 53 B1IO zur Kompensation der Umsatzausfälle gewährt. 

(le) Die Mittel des Bundes sind für Überbrückungshilfen-Dritte Phase (Förderzeitraum 
November 2020 bis Juni 2021) au Unternehmen aller Branchen, einschließlich der 
landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit ihr Umsatz in Deutschland im Jahr 2020 
750 Mio. Euro nicht übersteigt, an Soloselbständige und selbständige Angehörige der 
Freien Berufe im Haupterwerb zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz vorgesehen, 
die unmittelbar und mittelbar Corona-bedingte erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Direkt 
von Schließungsanordnungen auf Grundlage eines Bund-Länder-Beschlusses betroffene 
Unternehmen sowie Unternehmen der Pyrotechnikbranche, des Großhandels und der 
Reisebranche sind auch dann antragsberechtigt, wenn sie im Jahr 2020 einen Umsatz von 
mein1 als 750 Mio. Euro erzielt haben. Unternehmen, die in einem Monat einen Corona-
bedingten Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum 
Referenzzeitraum erlitten haben, können eine Förderung im Rahmen der förderfähigen 
Maßnahmen der Überbrückungshilfe III für den betreffenden Monat beantragen. 
Unternehmen, die zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 31. Oktober 2020 gegründet 
worden sind, können als Vergleichsumsatz wahlweise den durchschnittlichen 
monatlichen Umsatz des Jahres 2019 heranziehen, den durchschnittlichen Monatsumsatz 
der beiden Vorkrisenmonate Januar und Februar 2020 oder den durchschnittlichen 
Monatsumsatz in den Monaten Juni bis September in Ansatz bringen. Alternativ können 
diese Unternehmen bei der Ermittlung des notwendigen Referenzumsatzes auf den 
monatlichen Durchschnittswert des geschätzten Jahresumsatzes, der bei der erstmaligen 
steuerlichen Erfassung beim zuständigen Finanzamt im „Fragebogen zur steuerlichen 
Erfassung" angegeben wurde, abstellen. Für solche jungen Unternehmen ist die 
Gesamtsumme der Förderung in den Grenzen der einschlägigen Kleinbeihilfenregclung 
auf max. 1,800.000 Euro während des gesamten beihilfefähigen Zeitraums begrenzt, 
Unternehmen, die November-/Dezembcrhilfc erhalten, sind für diese beiden Monate nicht 
antragsberechtigt. Die Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach § 53 BHO zur Sicherung 
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der wirtschaftlichen Existenz und zur Finanzierung von fortlaufenden betrieblichen 
Fixkosten der Antragstellendem vorgesehen. 

Soloselbstständigen, Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche die 
Fixkostenerstattung im Rahmen der Überbrückungshilfe III nicht in Anspruch nehmen, 
kann für den Förderzeitraum Januar bis Juni 2021 eine einmalige 
Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe") in Höhe von 50 Prozent des sechsmonatigen 
Referenzumsatzes gewährt werden. Die Neustarthilfe beträgt maximal 7.500 Euro für 
natürliche Personen und Ein-Personen-Kapitalgesellschaften sowie maximal 30.000 Euro 
für Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, Die Mittel sind als 
Billiglceitsleistungen nach § 53 BHO zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz der 
Antragstellenden vorgesehen. 

(11) Die Mittel des Bundes sind für Überbrückungshilfen-Vierte Phase („Überbrückungshilfe 
III Plus", Förderzeitraum Juli bis September 2021) an Unternehmen aller Branchen, 
einschließlich der landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit ihr Umsatz in Deutschland 
im Jahr 2020 750 Mio. Euro nicht übersteigt, an Soloselbständige und selbständige 
Angehörige der Freien Berufe im Haupterwerb zur Sicherung der wirtschaftlichen 
Existenz vorgesehen, die unmittelbar und mittelbar Corona-bedingte erhebliche 
Umsatzausfälle erleiden. Direkt von Schließungsanordnungen auf Grandlage eines Bund-
Länder-Beschlusses betroffene Unternehmen sowie Unternehmen der 
Pyrotechnikbranche, des Großhandels und der Reisebranche sind auch dann 
antragsberechtigt, wenn sie im Jahr 2020 einen Umsatz von mehr als 750 Mio. Euro 
erzielt haben. Unternehmen, die in einem Monat einen Corona-bedingten 
Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Referenzzeitraum erlitten 
haben, können ehie Förderung im Rahmen der förderfähigen Maßnahmen der 
Überbrückungshilfe III Plus für den betreffenden Monat beantragen. Unternehmen, die 
zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 31. Oktober 2020 gegründet worden sind, können 
als Vergleichsumsatz wahlweise den durchschnittlichen monatlichen Umsatz des Jahres 
2019 heranziehen, den durchschnittlichen Monatsumsatz der beiden Vorkrisenmonate 
Januar und Februar 2020 oder den durchschnittlichen Monatsumsatz in den Monaten Juni 
bis September in Ansatz bringen. Alternativ können diese Unternehmen bei der 
Ermittlung des notwendigen Referenzumsatzes auf den monatlichen Durchschnittswert 
des geschätzten Jahresumsatzes, der bei der erstmaligen steuerlichen Erfassung beim 
zuständigen Finanzamt im „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung" angegeben wurde, 
abstellen. Für solche jungen Unternehmen ist die Gesamtsumme der Förderung in den 
Grenzen der einschlägigen Kleinbeihilfenregelung auf max. 1.800,000 Euro während des 
gesamten beihilfefähigen Zeitraums begrenzt. Die Mittel sind als Billigkeitsleistungen 
nach § 53 BHO zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz und zur Finanzierung von 
fortlaufenden betrieblichen Fixkosten der Antragstellendem vorgesehen. 

Soloselbstständigen, Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche die 
Fixkostenerstattung im Rahmen der Überbrückungshilfe III Plus nicht in Anspruch 
nehmen, kann für den Förderzeitraum Juli bis September 2021 eine einmalige 
Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe Plus") in Höhe von 50 Prozent des 
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dreimonatigen Referenzumsatzes gewählt werden. Die Neustarlhilfc Plus beträgt 
maximal 4.500 Euro für natürliche Personen und Ein-Personen-Kapitalgesellschaften 
sowie maximal 18,000 Euro für Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften. Die Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach § 53 BHO zur Sicherung 
der wirtschaftlichen Existenz der Antragstellenden vorgesehen. 

(2) Das Land Bremen beachtet beim Vollzug der in Artikel 1 Absatz 1, 2 und 3 genannten 
Hilfsprogramme die Vorgaben des Bundes. Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Billigkeitsleistung, die Höhe der Billigkeitsleistung und weitere Einzelheiten zu den 
Billigkeitsleistungen ergeben sich aus der Anlage „Vollzugshinweise". Bund und Länder 
stimmen zudem gemeinsame FAQ ab. 

(3) Leistungen nach § 53 BHO aus dem Bundesprogramm „Corona-Soforthilfen für 
Kleinunternehmen und Soloselbständige" oder aus dén dieses Bundesprogramm 
ergänzenden Soforthilfeprogrammen der Länder werden anteilig auf die 
Überbrückungshilfe angerechnet, soweit der Zeitraum, für den Soforthilfe gezahlt wird, 
sich mit dem Zeitraum, für den Überbrückungshilfe gezahlt wird, überschneidet. 

(4) Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen des Bundes und der Under, die Hilfen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf die 
Überbrückungshilfe angerechnet, soweit der Zeitraum und der Leistungszweck dieser. 
Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck der Überbrückungshilfe 
überschneiden. Leistungen aus der zweiten Phase der Überbrückungshilfe werden auf 
Leistungen der dritten Phase der Überbrückungshilfe angerechnet, sofern sie für den 
selben Förderzeitraum erfolgen. 

(5) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen des Bundes und der Länder, die 
Hilfen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie gewähren, werden auf die 
Novemberhilfe bzw. die erweiterte Novemberhilfe angerechnet, soweit der Zeitraum 
dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum der Novemberhilfe bzw. der erweiterten 
Novemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive der Erstattung von 
Sozialversicherungsbeiträgen wird für den Leistungszeitraum auf die Leistungen der 
Novemberhilfe bzw. der erweiterten Novemberhilfe angerechnet. 

(6) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen des Bundes und der Länder, die 
Hilfen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie gewähren, werden auf die 
Dezemberhilfe bzw. der erweiterten Dezemberhilfe angerechnet, soweit der Zeitraum 
dieser Hilfen sich mit dem Leistungszeitraum der Dezemberhilfe bzw. der erweiterten 
Dezemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive der Erstattung von 
Sozial ver sicherungsbeiträgen wird für den Leistungszeitraum auf die Leistungen der 
Dezemberhilfe angerechnet. 

(7) Leistungen aus der Überbrückungshilfe (2. Phase) und der Novemberhilfe bzw. der 
erweiterten Novemberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie für denselben 
Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für die der Überbrückungshilfe (2. 
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Phase) und anschließend ein Antrag auf Novemberhilfe bzw. erweiterte Novemberhilfe 
gestellt, sind die im Rahmen der Überbrückungshilfe (2. Phase) für November 2020 
beantragten Zuschüsse bei der Antragstellung für Novemberhilfe bzw. erweiterte 
Novemberliilfe entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Novemberhilfe bzw. 
erweiterte Novemberhilfe und anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe (2, 
Phase) gestellt, sind di'e im Rahmen der Novemberhilfe bzw. erweiterte Novemberliilfe 
beantragten Zuschüsse bei der Antragstellung für die Überbrückungshilfe (2. Phase) 
entsprechend anzugeben, 

(8) Leistungen aus der Überbrückungshilfe (2. Phase) und der Dezemberhilfe bzw. erweiterte 
Dezemberhilfe werden wechselseitig angerechnet, sofern sie für denselben 
Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag für die Überbrückungshilfe (2. Phase) 
und anschließend ein Antrag auf Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe gestellt, 
sind die im Rahmen der Überbrückungshilfe (2. Phase) für Dezember 2020 beantragten 
Zuschüsse bei der Antragstellung für Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe 
entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Dezemberhilfe bzw. erweiterte 
Dezemberhilfe und anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe (2, Phase) gestellt, 
sind die im Rahmen der Dezemberhilfe bzw. erweiterte Dezemberhilfe beantragten 
Zuschüsse bei der Antragstellung für die Überbrückungshilfe (2. Phase) entsprechend 
anzugeben. Eine Inanspruchnahme von Leistungen für den Monat November und 
Dezember ist nur alternativ entweder aus dem Programm der erweiterten und bisherigen 
Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe oder aus dem Programm der dritten Phase der 
Überbrückungshilfe möglich. 

(9) Zuschussprogramme der Länder oder der Kommunen (wie z. B. Zuschläge auf die 
„Neustarthilfe" oder „Neustarthilfe Plus") werden nicht auf die Betriebskostenpauschale 
(„Neustarthilfe" oder „Neustarthilfe Plus") angerechnet, falls der Fördertatbestand 
derselbe ist. Eine Anrechnung der Betriebskostenpauschale („Neustarthilfe" oder 
„Neustarthilfe Plus") auf weitere Corona-bedingte Zuschussprogramme der Länder oder 
der Kommunen findet nur dann statt, wenn sich Förderzweck und Förderzeitraum 
überschneiden und sich ohne die Anrechnung eine Überförderung ergeben würde. 

Artikel 3 
Zuteilung der Mittel des Bundes 

(1) Die Länder werden ermächtigt, die Bundesmittel für zu erwartende Zahlungen der 
Billigkeitsleistungen in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 selbstständig aus dem 
Bundeshaushalt abzurufen. Dieser Abruf darf in Höhe der voraussichtlichen Zahlungen 
erfolgen. Die Höhe der geplanten Abrufe sind dem Bundesministerium für Finanzen per 
E-Mail an liauiditaet@bint'.biind,de mindestens drei Tage vor Abruf mitzuteilen. Der 
letztmögliche Abruf der Bundesmittel für die Länder muss für die Überbrückungshilfe I 
bis zum 15. Dezember 2020 erfolgen. Für die Überbrückungshilfe II und die 
Novemberhilfe sollte der Abruf für die Bundesmittel bis zum 15. Dezember'2020 
erfolgen, muss jedoch spätestens bis zum 15. Dezember 2021 erfolgen. Für die 
Dezemberhilfe, die erweiterte November- und Dezemberhilfe, die Überbrückungshilfe III 
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und die Überbrückungshilfe III Plus muss der Abruf für die Bundesmittel spätestens bis 
zum 15. Dezember 2021 erfolgen. Das Land Bremen wendet bei der Mittel vergäbe das 
geltende Haushaltsrecht des Landes an. 

(2) Das Land Bremen leitet die aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzüglich 
nach Bewilligung an die/den Leistungsempfänger/in weiter. Vollständig rückzuzahlende 
Mittel aus Programmen der Länder (bspw. Darlehen), mit denen Leistungen der 
Überbrückungshilfe III teilweise vorfinanziert werden, sind von der Pflicht zur 
Anrechnung ausgenommen, sofern das Land dafür Sorge trägt, dass alle 
beihilferechtlichen Vorschriften eingehalten werden, das Risiko der Vorfinanzierung 
vollständig beim Land bzw. der beauftragten Einrichtung liegt und keine 
Mischfmanzierung zwischen Bund und Land entsteht. 

(3) Das Land Bremen hat über die vom Bund in Anspruch genommenen Mittel innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu legen. 

Artikel 4 
Vollzug 

(1) Die Maßnahmen werden vom Land Bremen oder einem durch das Land beauftragten 
Dritten vollzogen. Bei Abwicklung der Maßnahmen kann sich das Land weiterer privater 
Dritter bedienen. 

(2) Zuständig für die Bewilligung und Auszahlung der in Artikel 1 Absatz 1, 2 und 3 
genannten Hilfsprogramme des Bundes als Billigkeitsleistung nach § 53 BHO sind die 
von den Ländern gemäß Absatz 1 hier für benannten Stellen (Bewilligungsstellen). Die 
für die Bewirtschaftung erforderlichen Mittel werden den Bewilligungsstellen vom Land 
zur Verfügung gestellt. 

(3) Die Antragstellung für die in Artikel 1 Absatz 1 a) und b) genannten Hilfspro gram me 
erfolgt ausschließlich durch eine/n von der/dem Antragstellendcn beauftragte/n 
Steuerberater/in, Stcucrbevollmächtigte/n, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n 
Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-anwältin. 

Die Antragstellung für die in Artikel 1 Absatz 1 c) genannte Überbrückungshilfe III und 
für die in Artikel 1 A bsatz 1 d) genannte Überbrückungshilfe III Plus erfolgt 
ausschließlich durch eine/n von der/dem Antragstellenden beauftragte/n Steuerberater/in, 
Steuerbevollmächtigte/n, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigten Buchprüfer/in oder 
Rechtsanwalt/-anwältin, wenn es sich nicht um eine Antragstellung für eine 
Betriebskostcnpauschalc („Neustarthilfe" oder „Neustarthilfe Plus") handelt. 

Bei den in Artikel 1 Absatz 1 c) und in Artikel 1 Absatz 1 d) genannten 
Betriebskostenpauschalen („Neustarthilfe" bzw. „Neustarthilfe Plus") erfolgt die 
Antragstellung direkt (nur möglich für natürliche Personen) oder über einen prüfenden 
Dritten. 
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Bei den Direktanträgen von natürlichen Personen auf Betriebskostenpauschale 
(„Neustarthilfe" oder „Neustarthilfe Plus") erfolgt eine automatische Identifizierung der 
Antragstellenden und Prüfung der Anträge. Die automatische Prüfung und Bescheidung 
der Anträge erfolgt durch die Bewilligungsstellen der Länder auf Basis der vom Bund 
bereitgestellten Daten. Dabei handelt es sich um einen vollständig automatisierten Erlass 
eines Verwaltungsakts im Sinne der jeweiligen Verwal tungsverfahrensgesetze der 
Länder, Die Kriterien der Prüfung werden vom Bund im Benehmen mit den Ländern 
festgelegt. Die Zahlung wird automatisiert nach der automatischen Prüfung und 
Bescheidung im Fachverfahren der Länder durch den Bund geleistet. Die Länder 
übernehmen für die vom Bund bereitgestellten Daten keine Haftung. 

Bei der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Novemberhilfe sowie der in Artikel 1 Absatz 3 
genanten Dezemberhilfe sind Soloselbstständige bis zu einem Förderhöchstsatz von 
5.000 Euro unter besonderen Identifizierungspflichten direkt antragsberechtigt. 
Die Antragstellung für die Novemberhilfe und Dezemberhilfe erfolgt ausschließlich 
durch eine/n von der/dem Antragstellenden beauftragte/n Steuerberater/in, 
Steuerbevollmächtigte/n, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n Buchprüfer/in oder 
Rechtsanwalt/~anwältin, wenn eine der unter Ziffern a) bis c) genannten Voraussetzungen 
vorliegt; 

a) Die Höhe der zu beantragenden Billigkeitsleistung überschreitet den Betrag von 5.000 
Euro, 

b) Die/der Antragstellende hat bereits Überbrückungshilfe beantragt, 
c) Bei den Antragstellenden handelt es sich nicht um Soloselbstständige. 

Ebenso erfolgt der Antrag der erweiterten Novemberhilfe und der erweiterten 
Dezemberhilfe ausschließlich durch eine/n von der/dem Antragstellenden beauftragte/n 
Steuerberater/in, Steuerbevollmächtigte/n, Wirtschaftsprüfer/in, vereidigte/n 
Buchprüfer/in oder Rechtsanwalt/-anwältin, 

Bei den Anträgen für die Novemberhilfe und die Dezemberhilfe erfolgt bei 
Direktanträgen von Soloselbständigen bis zu einem Förderhöchstsatz von 5,000 Euro eine 
automatische Identifizierung der Antragstellenden und Prüfung der Anträge. Die 
automatische Prüfung und Bescheidung der Anträge erfolgt durch die Bewilligungsstellen 
der Länder auf Basis der vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt es sich um 
einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts im Sinne der jeweiligen 
Verwaltungsverfahrcnsgesetze der Länder. Die Kriterien der Prüfung werden vom Bund 
im Benehmen mit den Ländern festgelegt. Die Zahlung wird automatisiert nach der 
automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren der Länder durch den Bund 
geleistet. Die Länder übernehmen für die vom Bund bereitgestellten Daten keine 
Haftung. 

Bei der Ausgestaltung des Antragsverfahrens und der Antragsprüfung ist das Land 
Bremen für angemessene und effektive Vorkehrungen zur Verhinderung von Missbrauch 
und für die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich. Die 
Bewilligungsstelle stimmt sich dabei soweit erforderlich mit weiteren Behörden, 
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beispielsweise mit der Finanzverwaltung, den zuständigen Stellen für IT-Sicherheit und 
dem.Landeskriminalamt, ab. 

(4) Die Bewilligungsstellen entscheiden, ob die Voraussetzungen fui' die Gewährung der 
Billigkeitsleistung vorliegen sowie über deren Höhe, außer in Fällen, in denen eine 
automatische Verarbeitung erfolgt. Dabei dürfen die Bewilligungsstellen auf die im 
Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit es keine Anhaltspunkte für 
Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit der Angaben gibt. Bei der Überbrückungshilfe I 
und der Überbrückungshilfe II sind das Land oder die Bewilligungsstellen verpflichtet, 
stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 5 Prozent aller Leistungsempfänger/innen 
durchzuführen. 

Bei der Novemberhilfe sind das Land oder die Bewilligungsstellen verpflichtet, bei direkt 
gestellten Anträgen stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 1 Prozent der 
Leistungsempfanger/innen durchzuführen und bei über prüfende Dritte gestellten 
Anträgen bis 20.000 Euro stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 5 Prozent der 
Leistungsempfanger/innen durchzuführen, Bei allen Anträgen über 20.000 Euro und bis 
zu einer Million Euro sind bei der Novemberhilfe und der erweiterten Novemberhilfe 
stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 30 Prozent der Leistungsempfänger/innen 
durchzuführen, 

Bei der Dezemberhilfe sind das Land oder die Bewilligungsstellen verpflichtet bei 
gestellten Anträgen bis einschließlich 20.000 Euro stichprobenartige Kontrollen bei 
mindestens 10 Prozent der Leistungsempfänger/innen durchzuführen. Bei Anträgen von 
über 20.000 Euro und bis zu einer Million Euro sind in der Dezemberhilfe und der 
erweiterten Dezemberhilfe stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 30 Prozent der 
Leistungsempfänger/innen durchzuführen. 

Alle Anträge auf November- oder Dezemberhilfe mit einem Volumen ab 1 Million Euro 
müssen durch die Bewilligungsstellen einzeln geprüft werden. Darüberhinaus sind das 
Land oder die Bewilligungsstellen bei der erweiterten November- und Dezemberhilfe 
verpflichtet, alle Anträge, die auf der beihilferechtlichen Grundlage der Bundesregelung 
Novemberhilfe/Dezemberhilfe vom 07.01.2021 gestützt sind, einzeln zu prüfen, 

Bei der Überbrückungshilfe III, einschließlich der Neustarthilfe, sind das Land oder die 
Bewilligungsstellen verpflichtet, bei gestellten Anträgen bis 20,000 Euro stichprobenartige 
Kontrollen bei mindestens 10 Prozent der Leistungsempfänger/innen durchzuführen. Bei 
Anträgen von über 20.000 Euro sind bei der Überbrückungshilfe III stichprobenartige 
Kontrollen bei mindestens 30 Prozent, der Leistungsempfänger/innen durchzuführen. 
Darüberhinaus sind das Land oder die Bewilligungsstellen bei der Überbrückungshilfe III 
verpflichtet, alle Anträge, die auf der beihilferechtlichen Grundlage der Allgemeinen 
Bundesregelung Schadensausgleich, COVID-19 in der jeweiligen gültigen Fassung, 
gestützt sind, einzeln zu prüfen. Über die regulären Stichproben im Rahmen der 
Überbrückungshilfe III hinaus sind bei allen Anträgen mit Abschreibungen von 
Warenbeständen über 1.000.000 Euro Kontrollen durch die Bewilligungsstellen der Länder 
zwingend vorgeschrieben. Die Kontrollen sind Bestandteil eines Internen Kontrollsystems 
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bzw. Risikomanagementsystems der Bewilligungsstellen und dienen dazu die 
haushaltswirtschaftlichen Risiken des Bundes zu begrenzen. 

Bei der Überbrückungshilfe III Plus, einschließlich der Neustarthilfe Plus, sind das Land 
oder die Bewilligungsstellen verpflichtet, bei gestellten Anträgen bis 10.000 Euro 
stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 10 Prozent der Leistungsempfänger/innen 
durchzuführen, Bei Anträgen von über 10.000 Euro sind bei der Überbrückungshilfe III 
Plus stichprobenartige Kontrollen bei mindestens 30 Prozent der 
Leistungsempfänger/innen durchzuführen. Darüberhinaus sind das Land oder die 
Bewilligungsstellen bei der Überbrückungshilfe III Plus verpflichtet, alle Anträge, die auf 
der beihilferechtlichen Grundlage der Allgemeinen Bundesregelung Schadensausgleich, 
COVID-19 in der jeweiligen gültigen Fassung, gestützt sind, einzeln zu prüfen. Über die 
regulären Stichproben im Rahmen der Überbrückungshilfe III Plus hinaus sind bei allen 
Anträgen mit Abschreibungen von Warenbeständen über 1.000.000 Euro Kontrollen durch 
die Bewilligungsstellen der Länder zwingend vorgeschrieben. Die Kontrollen sind 
Bestandteil eines Internen Kontrollsystems bzw. Risikomanagementsystems der 
Bewilligungsstellen und dienen dazu die haushaltswirtschaftlichen Risiken des Bundes zu 
begrenzen. 

(5) Sofern der Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen der in Artikel 1 
Absatz 1, 2 und 3 genannten Hilfsprogramme bewilligt wird, wird ein 
Bewilligungsbescheid erlassen. In dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, 
dass es sich um Mittel des Bundes handelt. 

(6) Nach Abschluss des Leistungszeitraums und Eingang der Unterlagen überprüfen die 
Bewilligungsstellen auf der Grundlage der für die Schlussabrechnung der ausgezahlten 
Billigkeitsleistung erstellten Bestätigung der/des Steuerberaters/-beraterin, 
Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfers/-prüferin, vereidigten Buchprüfers/-prüferin 
oder Rechtsanwalts/anwältin für jeden Antrag folgendes: 
a) das Vorliegen der Voraussetzungen für die Gewährung der Billigkeitsleistung, 
b) die Höhe und Dauer der Billigkeitsleistung sowie 
c) eine etwaige Überkompensation. 
Nach Art. 2 dieser VV sind zu viel gezahlte Leistungen zurückzufordern. Die 
Bewilligungsstelle prüft die inhaltliche Richtigkeit der Bestätigung der/des 
Steuerberaters/~beraterin, Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfers/-prüferin, 
vereidigten Buchprüfers/-prüferin oder Rechtsanwalts/-anwältin und der für die 
Bewilligung der Billigkeitsleistung maßgeblichen Versicherungen des Antragsstellenden 
stichprobenartig und verdachtsabhängig nach. 

Die Begünstigten der Neustarthilfe werden bei Beantragung zu einer Endabrechnung 
durch Selbstprüfung nach Ablauf des Förderzeitraums bis spätestens 31. Dezember 2021 
verpflichtet. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind Einnahmen aus nichtselbstständiger 
Arbeit- sofern vorhanden - zu den Umsätzen aus selbständigen Tätigkeiten zu addieren. 
Sollte der Umsatz während der sechsmonatigen Laufzeit bei über 40 Prozent des 
sechsmonatigen Referenzumsatzes liegen, sind der Bewilligungsstelle anfallende 
Rückzahlungen bis zum 31. Dezember 2021 unaufgefordert mitzuteilen und bis zum 30. 
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Juni 2022 zu überweisen. Erfolgt keine Endabrechnung, ist der ausgezahlte Vorschuss 
vollständig zurückzuzahlen, 

Die Begünstigten der Neustarthilfe Plus werden bei Beantragung zu einer Endabrechnung 
durch Selbstprtilüng nach Ablauf des Förderzeitraums bis spätestens 31, März 2022 
verpflichtet. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind Einnahmen aus nichtselbstständiger 
Arbeit - sofern vorhanden - zu den Umsätzen aus selbständigen Tätigkeiten zu addieren. 
Sollte der Umsatz während der dreimonatigen Laufzeit Juli bis September 2021 bei über 
40 Prozent des dreimonatigen Referenzumsatzes liegen, ßind der Bewilligungsstelle 
anfeilende Rückzahlungen bis zum 31. März 2022 unaufgefordert mitzuteilen und bis 
zum 30. September 2022 zu überweisen. Erfolgt keine Endabrechnung, ist der 
ausgezahlte Vorschuss vollständig zurückzuzahlen. 

(7) Antragsberechtigte der Novemberhilfe und der Dezemberhilfe, die ihren Antrag über 
eine/n prüfende/n Dritte/n stellen, erhalten als Vorauszahlung auf die endgültige 
Förderimg durch die Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung in Höhe von 50 Prozent 
der beantragten Förderimg, jedoch höchstens 50,000 Euro. Antragsberechtigte der 
Überbrückungshilfe III und Überbrückungshilfe III Plus, die ihren Antrag über eine/n 
prüfende/n Dritte/n stellen, erhalten bei ihrem Erstantrag als Vorauszahlung auf die 
endgültige Förderung durch die Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung in Höhe von 
50 Prozent der beantragten Förderung, jedoch höchstens 100.000 Euro für einen Monat. 
Bis zur vollständigen Einhaltung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen ist die 
Kassensicherheit auf andere Art und Weise sicherzustellen. Die automatische Prüfung 
und vorläufige Bescheidung der Anträge erfolgt durch die Bewilligungsstellen der Länder 
auf Basis der vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt es sich um einen 
vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts im Sinne der jeweiligen 
Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder. Die Kriterien der Prüfung werden vom Bund 
im Benehmen mit den Ländern festgelegt. Die Zahlung wird automatisiert nach der 
automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren der Länder durch den Bund 
geleistet. Die Länder übernehmen für die vom Bund bereitgestellten Daten keine 
Haftung. 

Artikel 5 
Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der Bund ist über die beabsichtigten Maßnahmen des Landes zu den in Artikel 1 Absatz 
1, 2 und 3 genannten Hilfsprogrammen, einschließlich eventueller Richtlinien und 
Erläuterungen des Landes oder der/des durch das Land beauftragten Dritten zu den 
Überbrückungshilfen, zeitnah zu unterrichten. Grundlegende Fragen, die für die 
Durchführung der oben genannten Hilfsprogramme relevant sind, insbesondere zur 
Auslegung dieser Verwaltungsvereinbarung und der Vollzugshinweise, werden durch alle 
Bundesländer koordiniert und gemeinsam an den Bund herangetragen und sollen 
verbindlich für alle Länder beantwortet werden, Dabei soll soweit möglich ein zwischen 
den Ländern abgestimmter Vorschlag zur Lösung der Frage unterbreitet werden, 
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(2) Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom Land in einem vom Bund 
vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben über die Anzahl der gestellten und bewilligten 
Anträge (auch differenziert nach Branchen) vorzulegen. Dies gilt nicht für Länder, die am 
gemeinsamen Fachverfahren teilnehmen. Alle Länder haben dem Bund in einem vom 
Bund vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben zur Höhe der bewilligten und 
ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen über den Mittelabfluss vorzulegen. Bei Bedarf 
kann der Bund ergänzende Angaben verlangen. Nach Beendigung der Maßnahmen 
übersendet das Land Bremen dem Bund bis spätestens 31. Dezember 2022 einen 
Schlussbericht über die Durchführung der Maßnahmen sowie die Höhe der zugewiesenen 
und verausgabten Bundes- und Landesmittel. Aufgrund seiner Berichtspflichten kann der 
Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit beihilferechtliche oder 
europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Anfragen dies erfordern. 

(3) Das Land Bremen verpflichtet sich, stichprobenartig und verdachtsabhängig Prüfungen 
gemäß Artikel 4 Absatz 4 durchzuführen und dem Bund im Leistungszeitraum monatlich 
die Prüfungsmitteilungen zuzusenden. 

(4) Der Bund und der Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte können bei den 
Dienststellen des Landes Bremen, die mit der Bewirtschaftung der Bundesmittel befasst 
sind, sowie bei allen sonstigen Stellen, die das Land Bremen bei der Weitergabe der 
Mittel eingeschaltet hat, prüfen. Dieses Prüfungsrecht besteht auch gegenüber der/dem 
Leistungsempfänger/in und ist im Bewilligungsbescheid aufzunehmen, 

(5) Die Länder fragen dafür Sorge, dass alle aus der Gewährung der Überbrückungshilfen 
einschließlich der Neustarthilfen sowie der November- und Dezemberhilfe bzw. 
erweiterten November- und Dezemberhilfe resultierenden Berichtspflichten erfüllt 
werden. 

Artikel 6 
Rückzahlung von Mitteln 

Nichtverbrauchtc Mittel des Bundes sind an den Bund zurüclczuüberweisen. Beträge, die 
aufgrund verwaltungsverfahrensrechtlicher Regelungen zurückzufordern sind und 
zurückgezahlt wurden, sind vom Land Bremen ebenfalls zu vereinnahmen und der auf den 
Bund entfallende Anteil einschließlich etwaig erhobener Zinsen an den Bund zu erstatten. 

Artikel 7 
Steuerrechtliche Hinweise 

Die als Überbrückungshilfen einschließlich der Neustarthilfen sowie als November- und 
Dezemberhilfe bzw. erweiterte November- und Dezemberhilfe unter den vorstehenden 
Voraussetzungen bezogenen Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach den allgemeinen 
steuerrechtlichen Regelungen im Rahmen der Gewinn- oder Überschussermittlung zu 
berücksichtigen. 
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Die Bewilligungsstelle informiert elektronisch die Finanzbehörden von Amts wegen über die 
einer/einem Leistungscmpfanger/in jeweils gewährte Billigkeitsleistung; dabei sind die 
Vorgaben der Abgabenordnung, der Mitteilungsverordnung sowie etwaiger anderer 
steuerrechtlicher Regelungen zu beachten. Für Zwecke der Festsetzung von 
Steuervorauszahlungen sind die Überbrückungshilfen einschließlich der Neustarthilfen sowie 
die November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte November- und Dezemberhilfe nicht zu 
berücksichtigen. Als echte Zuschüsse sind die Überbrückungshilfen, einschließlich der 
Neustarthilfen sowie die November- und Dezemberhilfe bzw. erweiterte November- und 
Dezemberhilfe nicht umsatzsteuerbar. 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Die Ergänzende Verwaltungsvereinbarung tritt rückwirkend zum 1. Juli 2021 in Kraft. 

Bremen, 28.06.2021 
für das Land Bremen 
die Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und 
Europa 

In Vertretung 

// A// /  ̂
Sven Wicbc ' ' 
-Staatsrat-

Berlin, A  S .  ̂ c  
für die Bundesrepublik Deutschland 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie 



Ergänzende Verwaltungsvereinbarung „Hlirtefаllfazиlјtät  (les 
Bundes und  d er  Länder für dic Gewährung vom Härtefallhilfen" 

zwischen dem Bund und  der  Preien Hansestadt Bremen 

Liber  die 

Gewährung  von Corona-I  li  Ifen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen 

Die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch dic SenаΡtorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 

- nachstehend  „Land"  genannt - 

und 

die  BundеsrepпЫik  Deutschland 

vertreten durch das Bundesnilnisterium fUr Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von  IIärtefalliiilfen  des 

Bundes und  der  Länder als Billigkeitsleistung gemäß §  53  Bundeshaushaltsordnung (BHO) 
fUr  die  Unterstützung  vin  f  nanziell erheblich  von der Corona-Pandemie betroffenen 

Unternehmen. Das Programm, das das Aulgreitbn länderspeziiseher Besonderheiten und 

besonderer .Konstellationen vor Ort erlaubt, wird durch das  Lanci  ausgcftihrt.  Die  Befugnis 

zur Entscheidung  Liber  die  Gewährung einer Untersti izung steht ausschließlich im 

öffentlichen Interesse und bcgrUndet keine eigenen Rechte  des  Antragstellers. 

Priiambel 

Diese Verwaltungsvereinbarung сrgänzt  die  bereits bestehenden Verwaltungsvereinbarungcn 

zu  den  außerordentlichen Wirtschaftshilfen fUr November und Dezember  2020  sowie zu  den 

Überbrtickungshilfcn. 

Artikel  1 

Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1)  Der  Bund stutzt  die  Wirtschaft  in der Corona-Pandemie umlassend durch  die 

PördersystenзΡatik  der  bestehenden Unternehmenshilfen.  Es  kann dennoch  in  besonderen 

Fallkonstellationen dazu kommen, dass dic bestehenden Hilfsprogramme fUr 

Unternehmen  von  BwзΡd  und  Lindern bisher nicht greifen konnten.  Die Lander  könnеn im 
eigenen Ermessen  in  Einzelfällen dariiber hinausgehende Entscheidungen tтeffen.  Die 

Härtefallfazilität als Ergänzungsfazilität  des  Bundes  und  der  Länder  zu  den  bisherigen 

Unternebmenshifcn bietet  den  Ländern auf Grundlage  von  Einzelfallprüfungen  die 

Möglichkeit zur Förderung  von  Unternehmen, dic im Ermessen  der  Länder  eine solche 

Untersitzung benötigen; 

(2) Ziel  der  Härtefallhilfen ist  es,  diejenigen Unternehmen zu unterstiitzen,  die  aufgrund 

von  speziellen Fallkonstellationen unter  den  bestehenden Hilfsprogrammen vòn Bund 
und Lindern nicht berücksichtigt sind,  die  grundsätzlich aber fdrderwQrdige Fixkosten 
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aufweisen, und deren wirtschaftliche Not eindeutig durch  die  Coгona-Pandemie bedingt 
wurde. 

(3) Bund und Länder stellen für  die  llärtefallfazilität einmalig im Jahr  2021  Haushaltsmittel 
in  Hohe  von  insgesamt bis zu  1,5  Mrd. Buro zur Verfügung.  Die  Finanzierung erfolgt 
hälftig durch  den  Bund und, das jeweilige  Land. Der  Bund stellt seinen 

Finanzierungbeitrag  in I  ёhe  von  insgesamt  750  Mio.  Euro  tiber  die  Länder aus 

Haushaltsmitteln im Einzelplan  60 des  Haushaltsplanes  des  Bundes zur Verfügung. 
Jedes  Land  hat Anspruch auf anteilige Bundesmittel entsprechend dem Königsteiner 
Schltissel  (s.  Tabelle  1).  Das  Land  bzw. dic Länder besitzen keinen finanziellen 

Ausgleichsanspruch gcgcntiher dem Bund, wenn dic tatsäсhlich vo.n  den  Ländern 

gewährte Fördermenge im Rahmen  der  iiirtcfallrcgelung ihren Anteil  an der 

Härtcfallfazilität tiberstcigt. 

(4) Die  Hilfe ist  in  Form einer Billigkeitsleistung als freiwillige Zahlung zu gewahren. Auf  
die  Gewahrung  von  Leistungen besteht kein Rechtsanspruch.  Da es  sich hier um 

Einzelfallentscheidungen handelt, ist jeder Fall einzeln zu prüfen und abzurechnen. 

(5) Die zuständige Bewilligungsstelle  der  Länder entscheidet iibcr  die Art  und Hóhe  der 
Hilfe nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen  der  vcrfiigbarcn Mittel,  der  hier 

dargelegten Leitlinien und  den  darauf aiifbauenden Vollzugshinweisen und Richtlinien 
der  L ander auf Grundlage  der  beigefUgk  n  Mustcrvollzugshinwcise. Diese sind zu 
vсröff entlichen. 

'1'пбеllе l- ,4и%1ei/uпg (k? Bi'nulesiniiiel auj die tdndei audi Küпigsleйпer Sclг(гlввеl 

  

Aufteilung 

Bundesmittel 

(Mio.  Euro) 

 

Königsfeiner 

Sсhltisse12018 

 

Baden- 

Wurttemberg 

13,01 97,60 

Bayern 15,56 116,74 

Berlin 5,14 38,53 

Brandenburg 3,02 22,64 

Bremen 0,96 7,22 . 

Hamburg 2,56 19,18 

Hessen 7,44 55,83 

Mecldenburg- 

Vorpommern 

1,98 14,88 
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Niecicrsaclisen 9,41 70,57 

Nordrhein- 

Westfalen 

21,09 158,15 

Rheinland- 

Pfalz 

4,82 36,18 

Saarland 1,20 9,01 

Sachsen 4,99 37,43 

Sachsen- 

Anhalt 

2,75 20,64 

Schleswig- 

Holstein 

3,41 25,54 

Thtfringen 2,65 19,86 

  

750,00 

Artikel  2 

Verwendung  der  Mittel, Antragsberechtigung 

(1) Die  Mittcl sind für Untcrstützungslcislungcn aus  der  1Iärtefallfazilität vorgesehen.  Sic 
dürfen nur nachweislich  subsidiar  zu  den  bestehenden  I  Iilfsangeboten  von  Bund, 
Ländern und Kommunen gewährt werden.  D. h.  sie können nur gebilligt werden, wenn 
andere IIilfsangebote nicht greifen.  Dies  ist bei Antragsstellung darzulegen und ggf. 

nachzuweisen. 

(2) Eine  Corona-bedingte erhebliche finanzielle Märte liegt insbesondere vor, wenn 

Unternehmen außerordentliche Belastungen zu tragen haben,  die  absehbar ihre 
wirtschaftliche Existenz bedrohen.  Es  obliegt dem  Land, die  außerordentlichen 

Belastungen und  clic  absehbare Bedrohung  der  wirtschaftlichen Existenz festzustellen. 

Die  zustäncligen Landesbehördсn oder beauftragte Dritte stellen durch 

geeignete Maßnahmen sicher, dass eine  l' Jberkompensation ausgeschlossen ist. 

Die  Förderung im Förderzеtrаum sollte im Regelfall  100.000  Euro  nicht übersteigen. 
Die  Förderhöchstgrenze cíer I-Íärtefallfazilität ist  in  jedem Fall durch  die 
beihilfenrechtlichen Rahmen vorgegeben. Dic maximale Zuschusshöhe ist entsprechend 
der  Deckelung im Rahmen  der  Bundesregelung Fixkosten begrenzt.  Die  höhe  der 
Unterstützungsleistung orientiert sich grundsätzlich  an den  förderfähigen Tatbeständen 
der  bisherigen Unternehmenshilfen  des  Bundes,  d. h.  insbesondere  an den  förderfähigen 
Fixkosten. 

(3)  

(4)  



L1 

(5) Die  Billigkeitsleistungen werden nur für pandemiebedingte besondere Härten 
gewährt,,  die  nach dem  1.  März  2020  entstanden sind. Das Ende  des  Förderzeitraums 
richtet sich nach  der  Überbrückungshilfe  III. Dies  entspricht dem  30.  Juni  2021. 

'Die  Bewilligung durch  die  zusianchigcn Stcllеn muss beihilferechtskonforrn erfolgen.  Die 
Länder verpflichten sich,  die  Béihilfeгechtskonformität sicherzustellen. Entsprechend ist 
der  Antragssteller verpflichtet, darzulegen, dass durch  die  Inanspruchnahme  der 
Härtefallleistung  der  beihilferechtlich zulässige Höchstbetrag nicht ttbersclritten wird. 
Die  Kumulierung  von  Hilfen ist möglich, sofern  dies  beihilferechtlich zulässig ist.  Es  sind 
nur Unternehmen antragsberechtigt,  die  nicht bereits  am  und seit dem 
31.12.2019  durchgehend  in  wirtschaftlichen Schwierigkeiten gemäß  Art. 2  Ziffer  18 der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnuug waren. Ausnahmen für kleine und 
Kleinstunternehmen (gemäß EU-Definition) sind beihilferechtlich wer bestimmten 
Voraussetzungen möglich. Gefёгdeгt werden können auch Unternehmen,  die  sich  am 
31 .12.2019 in  Schwierigkeiten befanden,  in. der  Folge jedoch zumindest vorübergehend 
kein Unternehmen  in  Schwierigkeiten waren oder derzeit kein Unternehmen  in 
Schwierigkeiten mehr sind. 

Antragsberechtigt sind grundsätzlich Unternehmen und Selbstständige. Als 
Unternehmen gilt dabei jede rechtlich sc]bstständige Einheit (mit eigener 

Rechtspersönlichkeit) unabhängig  von  ihrer Rechtsform,  die  wirtschaftlich  am  Markt 
tätig ist (inklusive gemeinnützigen Unternehmen bzw. Sozialunternehmen, 
Organisationen und Vereinen). Abweichend davon sind folgende Unternehmen explizit 
nicht antragsberechtigt (Ausschlusskriterien): Unternehmen,  die  nicht bei einem 
deutschen Finanzamt gefüln•t werden, Unternehmen ohne inländische Betriebsstute oder 
inländischen Sitz sowie öfгcntliсhc Unternehmen. '11s öfгеntliche Unternehmen gelten 
auch Unternehmen,  die  sich im IVlehrheitsbesitz (iiber  50  Prozent  der  Anteile oder  der 
Stimmrcchtе)  des Landes,  einer Kommune, einer Körperschaft öffentlichen Rechts oder 
eines anderen äffentlichen Unternehmens befinden. 

(8) Verbundene Unternehmen dfirfen nur einen Antrag für alle verbundenen 
Untегпеbmей gemeinsam stellen. 

(9) Die  Antragstellung hat grundsätzlich  von  einer/m vom Antragstelleuden beauftragten 
Steuеrberateг/in, WirtschaftsprOfer/in, vereidigten Buchprüfer/in, 

Steuerbevolhшäсhtigte/n oder Rechtsanwalt/-anwältin zu erfolgen („prüfender 
Dritter"). Das  Land  kann fiiг  die  Antragstellung eine Grenze  der  Antragssumme 
vorsehen, unterhalb  der  Unternehmen direkt ohne einen prOfenden Dritten 
Härtefallhilfen beantragen kömien. 

• Die/der Steuerberater/in, Wiгtschaftspriifer/in, vereidigte Buchprtlfer/in, 

Steuerbevollmächtigte/n oder Rechtsanwalt/-anwältin muss ihr/sein Einverständnis 
erklären, dass ihre/seine Eintagung im Beru fsгcgisteг  der  zuständigen 

Steuerbeгaterkаnnneг bzw.  der  Wirtschaftspriiferkammeг bzw.  der  Rechtsanwaltskammer 
nachgeprüft wird. Das  Land  legt  die  vom priifenden Dritten zu erbsingenden Angaben zur 

•Antragsberechtigung  des  Antragstellenden.  in  Anlehnung  an die  Überbrückungshilfen  III 
fest.  Die  Angaben umfassen auch  die  Darlegung  der  Grunde fOr  die  fehlende 

(6) 

(7) 
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Antragsberechtigung  in den  bestehenden II1fsprogrammen  von  Bund und Ländern. 
Nachweise über abgelehnte Anträge auf November-, Dezcrnberhilfe, Überbrückungshilfe 
II  und bеrbrüekungsh1fe  III  und Länderprogramme sind ggfs. beizuftigen. 

Artikel  3 

Vollzug und Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1)Das  Land  beachtet beim Vollzug, dass jcwcils dic  I  iilftc  der  bewilligten Mittel bei 
jeder Mаßnahmc aus Landesmitteln finanziert wird.  Die 1  Iälfte cíer bewilligten 
Mittel kann gemäß  der  folgenden Absätze abgerufen werden; 

(2)Die  Länder werden ermächtigt,  die  Bunclesmitlel für zu erwartende Zahlungen  der 
Billigkeitsleistungen im Haushaltsjahr  2021  selbstständig aus dem Bundeshaushalt 
abzurufen.  Die  Höhe eines jeden Abrufvorgangs betragt dabei  maximal die  Hälfte  der  bis 
zum Abruf bewilligten Mittel.  Die  Summe aller Abrufe ist insgesamt auf  den 
Bundeszuschuss  an  das  Land  nach  der  Tabelle  1  begrenzt. Dieser Abruf darf  in  Höhe  der 
voraussichtlichen Zahlungen erfolgen.  Die  Hohe  der  geplanten Abrufe sind dem 
Bundesministerium für Finanzen  per B-Mail an  liquiditaet bmf.bш d.dе mindestens drei 
Tage vor Abruf mitzuteilen.  Der  letztmögliche Abruf  der  Bundesmittel fiir  die  Länder 
muss bis zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. Ftir das  Land  wendet bei  der  Mittelvergabe 
das geltende Haushaltsrecht  des Landes an. 

(3)Das  Land  leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mitte] unverzüglich nach 
Bewilligung  an den  Leistungsempfänger weiter. 

(4)Das  Land  hat über  die  vom Bund  in  Anspruch genommenen Mittel innerhalb einer 
Frist  von  sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu legen. 

Artikel  

Durchführung 

(1)Die  Maßnahmen werden vom  Land  oder einem durch das  Land  beauftragten Dritten 
durchgeführt. Bei Abwicklung  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 
Dritter bedienen. Das  Land  oder  der  durch das  Land  beauftragte Dritte stellt geeignete 
Antragsformulare und Antragswege zur Verfiigung,  die  auch Tiber  die 
Subventionserheblichkе  t  der  vom Antragsteller gemachten Angaben im Süße  von 
§  264.  StGB belehren. Verwaltungsausgaben werden durch  den  Bund nicht erstattet. 
Der  Bund gewährt  den  Ländern für  die  Härtefallhilfe  die  Berechtigung, auf  die  bereits 
vorhandenen Antragsdaten  der  Plattform www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de 
zuzugreifen und  die  bestehenden Suchfuпktioncn zu nutzen. 

(2)Zuständig ft.ir  die  Bewilligung und Auszahlung  der  Mittel  des  Bundes als 
Billigkeitsleistung nach §  53  BIO  sind  die von den  Ländern gemäß Absatz  l  hierfür 
benannten Stellen (Bewilligungsstellen).  Die  für  die  Bewirtschaftung erforderlichen 
Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  Land  zur Verfiigung gestellt. 
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Bei  der  Ausgestaltung  des  Antragsverfahrens  und  der  Antragsprüfung ist das  Land X  fitr 
angemessene  und  effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch  und  für  die 
Einhaltung  der  datenschutzrechtiiehen Vorgaben verantwortlich.  Die  Bewilligungsstelle 
entscheidet, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistungen 
vorliegen, sowie  über  deren Höhe  und  stimmt sich dabei soweit erforderlich  mit  weiteren 
Behörden, beispielsweise  mit  der  Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen für  IT-
Sicherheit  und  dem Landeskriminalamt,  ab. 

Die  Feststellung eines vorliegenden I-ltírtefalls erfolgt durch Einzelfallentscheidungen 
der  Länder: Jedes  Land  richtet einen geeigneten Entscheidungsmechanismus ein  (z. B. 
„Härtеfallkommi sion", „Billigkeitskommission").  Die  im Rahmen  des 

Entscheidungsmechanismus eingesetzte Kommission wird ausschließlich im Wege  der 
Selbstbefassung tätig. Dritte können nicht verlangen, dass diese Kommission sich mit 
einem bestimmten Einzelfa  l  befasst oder eine bestimmte Entscheidung trifft.  Es  obliegt 
dem jeweiligen  Land,  ein möglichst einheitliches und transpaгс ttcs Vorgehen zu 
gewäh.rleisten. 

In den  Bewilligungsbescheiden ist  der  Anteil  der  Bundesmittel kenntlich, zu machen. 

Die  Anträge sind spätestens bis zum  12.12.2021  zu bewilligen. 

Artikel  5 

Unterrichtung und Ргйfung 

Der  Bund oder  die von  diesem beauftragte Stelle ist Ober  die  beabsichtigten 
Maßnahmen sowie Ober alle weiteren grundsätzlichen Entseheidungen  des Landes  zu 
den  oben genannter  I  lärtefallf~zilität zeitnah zu unterrichten. Nach Abschluss dieser 
Vereinbarung sind dem Bund monatliche Abrechnungen Ober  den  Mittelabfluss 
vorzulegen. Nach Beéndigung  der  Maßnahmen tibersendet das  Land  dem Bund oder 
der von  diesem beauftragten Stelle einen Schlussbericht über  die  Anzahl und 
Durchführung  der  Maßnahmen sowie eine Spilzabrеchnung über  die  Höhe деr 
erhaltenen und verausgabten Bundes- und Landesmittel (im Einklang mit  den  dem 
Land  zustehenden Mitteln gemäß Tabelle  1).  Dieser Bericht wird aus 

TransparenzgrUnden  den  anderen Ländern und dem Bund zur Verfilgung gestellt. 

Das  Land  verpflichtet sich,  die  Verwendung  der  Mittel durch  die  fOr  die  Prüfung 
zuständigen Stellen  des Landes  priifen zu lassen und dem Bund  die  Profungsmit-
teilungen zuzusenden.  Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte 
können bei  den  Dienststellen  des Landes, die  mit  der  Bewirtschaftung  der  Mittel 
befasst sind, sowie bei allen. sonstigen Stellen,  die  das  Land  bei  der  Weitergabe  der 
Mittel eingeschaltet hat, priifen. Eine Priifung durсh  den  Bundesrechnungshof oder 
dessen Beauftragte soll gemeinsam mit dem Landesrechnungshof im Sinne  des  §  93 
BIO  erfolgen. Dieses PrQfu ngsrecht besteht auch gegeniibcr dem 

Zuwendungsempflinger und ist im Zuwendungsbescheid aufzunehmen. 

(3)  Grundlegende Fragen, dic für  die  DurchCihrung  der  Härtefallfazilität  relevant  sind, 
insbesondere zur Auslegung dieser Verwaltungsvereinharung, werden durch alle Länder 

(3) 

(5) 

(6) 

(1) 

(2) 



Artikel  8 

Inkrafttreten 

Die  Verwaltun svereinbarun tritt  am  Ta_  nach  der  Unterzeichnun  in Kraft. 

Bremen,  04, Mai 2021 

für  die  Freie Hansestadt Bremen 

Die  Senatorin für 

Wirtschaft, Arbeit und Europa 

~ 

~ ,>‚ ~i-: 
i.V. 5ven Wiebe 

- Staatsrat-

 

Berlin,  С. ~'{Qk 2c~2 А 

für  die  Bundesrepublik  Deutschland 

Der  Bundesminister für 

Wirtschaft und Energie 
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koordiniert und durch unter  den  Ländern abgestimmte Antwortvorschläge gemeinsam  an 

den  Bund herangetragen und sollen verbindlich für alle Länder beantwortet werden. 

(4) Die  Länder tragen dafür Sorge, dass alle aus  der  Gewährung  der  Hilfen resultierenden 

auch beihilferechtlichen. Veröffentlichungs- und Berichtspflichten erfüllt werden. 

Artikel  6 

Rückzahlung  von  Mitteln für Нйгtefаllhilfen 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zurückzuUberweisen. Betrage,  die 
aufgrund verwaltungsverfahrensrcchtlicher Regelungen zurtickzufordcrn sind und 
zurückgezahlt wurden, sind vom  Land  zu vereinnahmen und  der  auf  den  Bund entfallende 
Anteil  an den  Bund zu erstatten. Auf  die  Erhebung  von  Zinsen wird verzichtet, da  dies  bei 
Härtefallleistungen nicht zuzumuten ist. 

Artikel  7 

Steuerrechtliche Hinweise 

Die  im Rahmen  der  Härtefallfazilität erhaltenen Hilfen sind als Betriebseinnahmen nach 
den  allgemeinen ertragsteuerrechtlichen Regelungen im Rahmen  der  Gewinnermittlung zu 
berücksichtigen.  Die  BewilligungsbehUrde informiert dic Finanzbehörden elektronisch  von 
Amts wegen  liber  die  einem Leistungsemplinger  jewels  gewährte Billigkeitsleistung unter. 
Benennung  des  Lcistungsemргiнgers; dabei sind  die  Vorgaben  der  Abgabenordnung, 
Mitteihrngsverordnung sowie etwaiger anderer steuerrechtlicher Regelungen zu beachten. 
Für Zwecke  der  Festsetzung  von  Vorauszahlungen für das Jahr  2021  sind Hilfen aus  der 
Härtefallfazilität nicht zu berLicksich.tigen. Als echte 'Zuschüsse sind  die  Hilfen nicht 
umsatzsteuerhar. 



1.  Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung „Härtefallfazilität  
des  Bundes und  der  Länder für  die  Gewährung  von 

Härtefallhilfen" 

über  die 
Gewährung  von Corona-Hilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen 

Die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch  die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 
- nachstehend  „Land"  genannt - . 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 
vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
- nachstehend „Bund" genannt - 

vereinbaren folgende Änderungen  der  Verwaltungsvereinbarung „Härrtefallfazilität  des 
Bundes und  der  Länder für  die  Gewährung  von  Härtefallhilfen" über  die  Gewährung  von 
Corona-Hilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen. 

In  Artikel  1  Absatz  3  Satz  1  wird „im Jahr  2021"  durch  „in den  Jahren  2021  und  2022"  ersetzt. 

Artikel  2  Absatz  5  Sätze  2  und  3  werden durch  die  folgenden Sätze ersetzt: „Das Ende  des 
Förderzeitraums richtet sich nach  der  Überbrückungshilfe IП  Plus. Dies  entspricht dem  31. 
Dezember  2021." . 

In  Artikel  3  Absatz  2  Satz  1  wird „im Haushaltsjahr  2021"  durch  „in den  Haushaltsjahren 
2021  und  2022"  ersetzt. 

In  Artikel  3  Absatz  2  Satz  б  wird „muss bis zum  15.  Dezember  2021"  durch „muss für das 
Haushaltsjahr  2021  bis zum  15.  Dezember  2021  und für das Haushaltsjahr  2022  bis zum  15. 
Juni 2022"ersetzt. Nach Satz  б  wird ein weiterer Satz eingefügt: „Für Anträge,  die  bis zum 
15.  Dezember  2021  bewilligt werden, soll  der  Abruf  von  Haushaltsmitteln aus dem 
Bundeshaushalt  2021  erfolgen." 

In  Artikel  4  Absatz  б  wird  „12.12.2021"  durch  „31.  Dezember  2021"  ersetzt. 

Die  Änderung  der  Verwaltungsvereinbarung tritt  am Tag  nach  der  Unterzeichnung  in Kraft. 

Bremen,  04.10.2021 
für  die  Freie Hansestadt Bremen 
Die  Senatorin Ihr Wirtschaft, 
Arbeit und Europa 

Berlin, ?.  it  б  .  Z624 

für  die  Bundesrepublik  Deutschland 
Der  Bundesminister für 

Wirtschaft  und  Energie 

In  Vertretung 

J '  

Sven Wiebe 

-Staatsrat-

 

Г 
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